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Abstract:
Öffentliche  Bibliotheken  in  Deutschland  sind  Einrichtungen  der  kom-
munalen Infrastruktur, dem Bereich, der aus gesundheitswissenschaftlicher 
und -politischer Perspektive an Bedeutung gewinnt.  Aufbauend auf einem 
erweiterten  Verständnis  von  Gesundheit  bietet  die  Lebenswelt  Kommune 
vielversprechende Ansatzpunkte für  präventive und gesundheitsförderliche 
Interventionen,  die  über  den  traditionellen  medizinischen  Bereich  hin-
ausweisen.  Die  inhaltlichen  Angebote  und  räumlichen  Strukturen  von 
Öffentlichen Bibliotheken in Deutschland sind grundsätzlich anschlussfähig 
zum Konzept integrierter kommunaler Strategien der Gesundheitsförderung. 
Das  wird  sowohl  theoretisch  hergeleitet  als  auch  anhand  zweier  Berliner 
Präventionsketten verdeutlicht. Es ist daher lohnend Öffentliche Bibliothek-
en  in  die  angestrebte  kommunale  Gesamtstrategie  zur  Verbesserung  von 
Gesundheit  und Gesundheitschancen einzubeziehen.  Aktuell  unterbleibt in 
Deutschland  jedoch  größtenteils  die  kontinuierliche  und  flächendeckende 
Einbindung Öffentlicher Bibliotheken in integrierte Handlungskonzepte der 
Gesundheitsförderung. Relevante Hintergründe und Chancen werden aufge-
zeigt.
Diese Veröffentlichung geht zurück auf eine Bachelorarbeit im Bachelor-
studiengang Bibliotheks- und Informationswissenschaft (Library and
Information Science) an der Humboldt-Universität zu Berlin.
Eine Online-Version ist auf dem edoc Publikationsserver der Humboldt-
Universität zu Berlin verfügbar.
Dieses Werk ist lizenziert unter einer Creative Commons Namensnennung 4.0 International 
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1 Einleitung
Eine Verbesserung der gesundheitlichen Situation für die in Deutschland lebenden Menschen wird 
derzeit verstärkt in Verbindung mit präventiven und gesundheitsförderlichen Ansätzen diskutiert. 
Bedeutsam für den hier betrachteten Zusammenhang sind vor allem nicht-medizinische Interven-
tionen.  In einem sogenannten erweiterten Verständnis von Gesundheit  und mit  Blick auf eine  
Vielzahl unterschiedlicher Bestimmungsfaktoren (Determinanten)1 gilt es, die Gesundheit der Be-
völkerung aus einer umfassenden Perspektive heraus zu stärken. Im gegenwärtigen gesundheits-
wissenschaftlichen Fachdiskurs2 wird daher die „Herausbildung, Entwicklung und Umsetzung ei-
ner gesundheitsfördernden Gesamtpolitik“ angestrebt.3 Es gilt dafür zu sensibilisieren, dass signi-
fikante Einflussfaktoren auf die Gesundheit der Bevölkerung außerhalb des direkten Wirkungsbe-
reiches von Gesundheitsversorgung und -politik liegen.4 Ziel ist es, zukünftig vorausschauender 
(also vorbeugend) zu agieren und eine Vielzahl gesundheitsförderlicher Ressourcen mit einzube-
ziehen. Wie die nachfolgenden Ausführungen zeigen, lassen sich auch Öffentliche Bibliotheken in 
diesen thematischen Rahmen einordnen. Der Bericht zur Gesundheit in Deutschland (2015)5 be-
schreibt die derzeitige Ausgangslage wie folgt: Hervorzuheben ist die Verfestigung sozial beding-
ter Ungleichheit von Gesundheitschancen, ein deutlicher Anstieg vorwiegend chronischer Erkran-
kungen sowie mit der demografischen Entwicklung einhergehende Herausforderungen.6 Schließ-
lich konstatiert  der Bericht erhebliche regionale Unterschiede in der Gesundheit der Bevölke-
rung.7 Das Gesetz zur Stärkung der Gesundheitsförderung und der Prävention (PrävG) aus dem 
Jahr 2015 unterstreicht politischerseits den aktuellen Handlungsbedarf.8
Präventive und gesundheitsfördernde Strategien, wie sie die bereits skizzierten Entwicklungen in 
Deutschland erfordern,  konzentrieren sich verstärkt darauf, die Menschen in ihren „alltäglichen 
Lebenswelten“ zu erreichen. Diese werden innerhalb der Gesundheitswissenschaften als ein „So-
zialzusammenhang“ definiert, „[…] in dem Menschen sich in ihrem Alltag aufhalten und der Ein-
fluss  auf  ihre  Gesundheit  hat.“9 Aus  gesundheitswissenschaftlicher  wie  gesundheitspolitischer 
Perspektive erfährt der kommunale Lebensraum eine besondere Beachtung.10 Er bildet zudem den 
1 Vgl. RICHTER/HURRELMANN (2018), S. 50f.
2 Mit der Begriffskominatkn „Gefundheitfwiffenfchaten/Pumlic Health“ wird eine eigenftändige, 
ftars interdifziplinär aufgerichtete Wiffenfchat mefchriemen, deren wiffenfchatlichef und prast-
fchef Intereffe auf die sörperlichen, pfychifchen und gefellfchatlichen Bedingungen vkn Gefundheit 
und Kransheit gerichtet ift. Vgl. FRANZKOWIAK (2015), S. 550.
3 SÜSS/TROJAN (2015), S. 222.
4 Vgl. emd.
5 Vgl. ROBERT KOCH-INSTITUT (2015).
6 Vgl. ROBERT KOCH-INSTITUT (2016), S. 7.
7 Vgl. ROBERT KOCH-INSTITUT (2016), S 47.
8 Vgl. PRÄVG.
9 HARTUNG/ROSENBROCK (2015), S. 892.
10 Nemen Weifungf- und Geftaltungfskopetenzen uofchließt der skoounale Lemenfrauo alf ein 
fkgenanntef „Dachfetng“ eine Vielzahl vkn Asteuren und Strusturen auf skoounaler Emene.
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Ausgangspunkt für die Entwicklung von integrierten kommunalen Strategien der Gesundheitsför-
derung, auch Präventionsketten genannt.11 Sie rücken die kommunalen Gestaltungsmöglichkeiten 
zur Verbesserung von gesundheitlicher Chancengleichheit und Gesundheitssituation in den Mittel-
punkt und legen dabei ein erweitertes Gesundheitsverständnis zugrunde:12  („Als Präventionsketten 
werden integrierte Gesamtstrategien bezeichnet, die auf kommunaler Ebene den Rahmen schaf-
fen, um das vielfältige Unterstützungsangebot öffentlicher und privater Träger und Akteure besser  
zu verbinden.“13 Wie die vorgestellten Praxisbeispiele zeigen, wurden Öffentliche Bibliotheken 
bereits als Teil kommunaler Präventionsketten erkannt.14
Öffentliche Bibliotheken sind Einrichtungen der kommunalen Infrastruktur und der am häufigsten 
vertretene Bibliothekstyp in Deutschland.15 Sie sollen unabhängig von  „[...]  Rasse, Nationalität, 
Alter, Geschlecht, Religion, Sprache, Behinderung, wirtschaftlichem und beruflichem Status, Be-
schäftigungssituation und Ausbildung [...]“16 für  alle  gleichermaßen öffentlich zugänglich und 
nutzbar sein. Damit entsprechen sie dem zielgruppenspezifisch formulierten Anspruch integrierter 
kommunaler  Strategien  der  Gesundheitsförderung.17 Öffentliche  Bibliotheken halten  ein  mög-
lichst vielfältiges, auf verschiedene Nutzergruppen und -bedürfnisse und in Anpassung an den di-
gitalen Wandel abgestimmtes Medien-, Informations-, Bildungs- und Kulturangebot bereit. Die 
vorliegende Arbeit  konzentriert  sich größtenteils  auf  Institutionen in öffentlicher  Trägerschaft. 
Ihre Unterhaltung gehört zu den freiwilligen Leistungen der Kommunen. Die Bedeutung Öffentli -
cher Bibliotheken für die Gesellschaft wird zunehmend mit der Forderung nach verbindlichen 
Ausstattungs-, Leistungs- und Finanzierungsstandards diskutiert. Die bibliothekarischen Verbände 
und Interessenvertreter berufen sich dabei auf die Empfehlungen der Enquete-Kommission des  
Deutschen Bundestages „Kultur in Deutschland“ (2007) zur Einsetzung von Bibliotheksgesetzen 
auf Länderebene. Demnach sollten Öffentliche Bibliotheken keine freiwillige Aufgabe sein, son-
dern eine Pflichtaufgabe werden.18 Diesbezüglich existieren derzeit keine verbindlichen gesetzli-
chen Regelungen in Deutschland. Dies ist  unter dem Gesichtspunkt der Verstetigung, also der 
möglichst langfristigen und dabei flächendeckenden Einbindung Öffentlicher Bibliotheken in die 
integrierte kommunale Gesamtplanung, zu berücksichtigen. 
Es gibt Ansatzpunkte dafür, dass ihr berufliches Wirken im Einklang mit den verstärkten Anstren-
gungen zur Verbesserung von gesundheitlicher Chancengleichheit und Gesundheitssituation steht. 
Über die exemplarische Darstellung hinaus kommt dies an verschiedenen Stellen der gesundheits-
wissenschaftlichen Fachdiskussion zum Ausdruck.  Jedoch ergibt eine Durchsicht einschlägiger 
11 Vgl. RICHTER-KORNWEITZ/HOLZ/KILIAN (2017), S. 809.
12 Vgl. KOOPERATIONSVERBUND GESUNDHEITLICHE CHANCENGLEICHHEIT BERLIN-BRANDENBURG (2013).
13 RICHTER-KORNWEITZ/HOLZ/KILIAN (2017), S. 809.
14 In diefeo Kkntext werden meifpielfweife Bildungf- und Gefundheitfchancen oiteinander versnüpt. 
15 Vgl. SEEFELDT (2017).
16 IFLA (2001), S. 1.
17 Vgl. RICHTER-KORNWEITZ/HOLZ/KILIAN (2017), S. 809. 
18 Vgl. DEUTSCHER BUNDESTAG (2007), S. 131.
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Fachliteratur, dass die Institution Öffentliche Bibliothek im thematischen Zusammenhang bisher 
nicht systematisch behandelt wird.19 Ähnliches gilt für den bibliothekswissenschaftlichen Fachdis-
kurs. Für die vorliegende Abschlussarbeit ergibt sich folgende Leitfrage:  „Inwiefern können die 
inhaltlichen Angebote und räumlichen Strukturen Öffentlicher Bibliotheken in Deutschland vor 
dem Hintergrund einer angestrebten Gesamtstrategie zur Stärkung von Prävention und Gesund-
heitsförderung gewertet und genutzt werden?“
Es wird ein theoriegeleitetes Vorgehen gewählt.20 Im Verlauf der Arbeit wird gezeigt, dass Präven-
tionsketten weit über einen Projektcharakter hinausweisen. Entsprechendes sollte in Hinblick auf 
die hier exemplarisch dargelegte Beteiligung Öffentlicher Bibliotheken gelten.  Dafür wird zu-
nächst ein Grundverständnis geschaffen: Zu Beginn erfolgt die Einführung in das zugrunde geleg-
te Verständnis von Gesundheit sowie ein Einblick in ihre vielfältigen Bestimmungsfaktoren. Aus-
gewählte Aspekte zur gesundheitlichen Lage in Deutschland werden vorgestellt, zudem wird die 
Neuausrichtung der bundesdeutschen Gesundheitspolitik durch das Präventionsgesetz (2015) um-
rissen. Die Ausführungen zum Bedeutungszuwachs der „Lebenswelt Kommune“ leiten thematisch 
über zum Auf- und Ausbau integrierter kommunaler Strategien der Gesundheitsförderung. In Ka-
pitel 3  werden die theoretischen und konzeptionellen Grundlagen bei der Entwicklung von Prä-
ventionsketten dargelegt.  Im weiteren Verlauf werden schwerpunktmäßig mögliche hemmende 
oder förderliche Faktoren für ihre Entwicklung und Verstetigung aufgezeigt, die zugleich eine in-
terdisziplinäre Perspektive eröffnen. Das  Vierte Kapitel stellt die Institution Öffentliche Biblio-
thek in den Mittelpunkt. So werden neben ihrer allgemeinen Vorstellung und der Begriffsklärung 
drei thematische Schwerpunkte gesetzt. Hierbei wird Bezug genommen auf die vorangegangenen 
Ausführungen zum Auf- und Ausbau von Präventionsketten sowie den dargelegten förderlichen 
als auch hinderlichen Faktoren im Entwicklungs-  und Verstetigungsprozess.  Am Beispiel  von 
zwei bezirklichen Präventionsketten im Land Berlin wird in theoriegestützter Weise nachvollzo-
gen,  wie  sich Öffentliche Bibliotheken in diesen inhaltlich-konzeptionellen Rahmen einfügen. 
Dieser Abschnitt ist schließlich eine Annäherung an eine Gesamtperspektive zur Gesundheitsför-
derung und Prävention im kommunalen Raum unter besonderer Berücksichtigung Öffentlicher 
Bibliotheken in Deutschland.
19 Alf Einfteg in den Theoenskoplex wurde daf „Glkffar zu Kknzepten, Strategien und Methkden in der 
Gefundheitfförderung“ verwendet, surz alf Leitmegrife der Gefundheitfförderung mezeichnet (Online 
verfügmar unter httpf://www.leitmegrife.mzga.de/). Mit diefer Aufwahl vkn Begrifen, Kknzeptknen 
und Erslärungfokdellen ftellt ef nach eigenen Angamen Fachinfkroatknen zur Entwicslung in der 
Gefundheitfförderung fkwie den gegenwärtgen Stand io metrachteten Fkrfchungfgemiet dar.
20 Die vkrliegende Armeit nähert fich in thekriegeftützter Fkro wefentlichen Schnittftellen zwifchen 
deo vergleichfweife jungen Kknzept der Präventknfsetten und deo Wirsungfmereich Öfentlicher 
Bimlikthesen. Daf gewählte Fkrfchungfvkrhamen ift vkn wiffenfchatlicher und prastfcher Relevanz, 
daf zeigt die exeoplarifche Verkrtung Öfentlicher Bimlikthesen io Amfchnitt 4. Die Armeit erhemt 
damei seinen Anfpruch auf Vkllftändigseit mzgl. der mifherigen Erfahrungen Öfentlicher Bimlikthesen 
alf meteiligte Asteure io metrachteten Handlungfsknzept, vieloehr fkll die vkrliegende Armeit eine 
grundlegende theoatfche Nähe und fich ergemende Entwicslungfperfpestven aufzeigen.
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2 Stärkung von Prävention und Gesundheitsförderung in 
Deutschland
Eine intensiv geführte Fachdiskussion um die Gesundheit der Bevölkerung in Deutschland eröff-
net zugleich Perspektiven, die nicht dem medizinisch-versorgerischen Bereich zugeordnet werden 
können. Es gilt zunächst ein erweitertes Verständnis von Gesundheit zu definieren. Eine Skizze  
zur aktuellen gesundheitlichen Lage in Deutschland schließt sich dem an. In diesem Zusammen-
hang wird die Neuausrichtung der bundesdeutschen Gesundheitspolitik durch das Präventionsge-
setz aus dem Jahr 2015 umrissen. Schließlich wird die zentrale Bedeutung des „Setting Kommu-
ne“ eingeführt. Damit sind Öffentliche Bibliotheken als Kultur- und Bildungseinrichtungen  zu-
gleich Teil des kommunalen Lebensraumes. Die späteren Ausführungen verweisen exemplarisch 
auf ihre praktische Relevanz beim Auf- und Ausbau integrierter kommunaler Strategien der Ge-
sundheitsförderung. Das vorliegende Kapitel zeigt in allgemeiner Form erste inhaltlich-themati-
sche Bezüge zwischen dem Wirkungskreis Öffentlicher Bibliotheken und einer angestrebten Stär-
kung von Prävention und Gesundheitsförderung in Deutschland auf. 
2.1 Annäherung an ein erweitertes Verständnis von Gesundheit
Der Begriff „Gesundheit“ kann sowohl individual-perspektivisch, als auch fachwissenschaftlich 
verstanden werden, wobei im wissenschaftlichen Diskurs eine Vielzahl unterscheidbarer Definiti-
ons- und Interpretationsansätze existieren.21 Im Folgenden geht es darum, das Verständnis von Ge-
sundheit über ein ausschließlich biomedizinisches hinaus zu erweitern. Eine biomedizinische Per-
spektive dient hierbei insbesondere als Grundlage medizinisch-naturwissenschaftlichen Denkens 
und Handelns, sie macht „Krankheiten“ zu ihrem inhaltlichen Ausgangspunkt.22 Im betrachteten 
thematischen Zusammenhang „[...]  werden pathogenetische Konzepte und die biomedizinische 
Perspektive nicht völlig verworfen. Sie werden in ein gesundheitswissenschaftliches, d.h. bio-psy-
cho-soziales, interdisziplinäres und intersektorales Denken und Handeln integriert.“23 Dies wird 
mit  dem  nachfolgend  eingeführten  Determinantenmodell  der  Gesundheit  von  DAHLGREN & 
WHITEHEAD verdeutlicht. 
Die Präambel der Verfassung der Weltgesundheitsorganisation (WHO) von 1948 dient vorab als 
ein historischer Einstieg in den Themenkomplex, ihrer Definition von Gesundheit wird rückbli -
ckend eine  übergeordnete  Bedeutung  beigemessen.24 Wörtlich  heißt  es:  „Health  is  a  state  of 
complete physical, mental and social well-being and not merely the absence of disease or infirmi-
21 Vgl. FRANZKOWIAK/HURRELMANN (2018), S. 175 f.
22 Deonach „laffen fich für alle Kransheiten typifche und - oöglichft - saufale anatkoifche, krganifche, 
mikcheoifche, phyfiklkgifche, neurkmiklkgifche kder andere naturwiffenfchatlich kmjestviermare 
Auflöfer, Urfachen kder Amweichungen vkn miklkgifchen kder funstknellen Regelgrößen meftooen.“ 
FRANZKOWIAK (2018), S. 34. 
23 FRANZKOWIAK (2018), S. 43.
24 Vgl. FRANZKOWIAK/HURRELMANN (2018), S. 176.
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ty.“25  Hiermit legte die WHO eine Definition vor, die ein positives und ganzheitlich orientiertes 
Gesundheitsverständnis formuliert, aber auch kritischen Bewertungen unterliegt.26 Sie erweitert 
die bis dahin vorherrschende biomedizinische Betrachtungsweise von Gesundheit, ihre Definition 
umfasst entsprechend „[...] körperliche, seelisch-geistige und soziale Anteile, die sich wechselsei-
tig beeinflussen.“27 Die Gesundheit der Bevölkerung wird durch zahlreiche Einflussfaktoren be-
stimmt, anhand des gewählten wissenschaftlichen Modells von DAHLGREN & WHITEHEAD lässt 
sich dies visuell anschaulich beschreiben:28 
Abb. 1: Determinanten der Gesundheit.nach DAHLGREN & WHITEHEAD29 
25 WHO (1948).
26 Vgl. FRANZKOWIAK/HURRELMANN (2018), S. 178. Die fachliche Krits daran mezieht fich vkr alleo auf „[...] 
die Einfeitgseit einer fumjestv aszentuierten Sichtweife, ihre ungenaue, sauo zu kperatknalifieren-
de kder oeffmare Mehrdioenfiknalität, daf nkch unaufgereite, ftatfche Densen in Extreopklen.“ 
Emd.
27 FRANZKOWIAK/HURRELMANN (2018). S. 176. Die Autkren erlaumen hier einen teferen Einmlics in eine 
intenfiv geführte, seinefwegf amgefchlkffene Fachdifsuffikn zuo Gefundheitfmegrif. Grundlegend 
amer gilt daf nachfklgend dargelegte Verftändnif vkn Gefundheit io metrachteten Fachgemiet alf wif-
fenfchatlich anersannt.
28 Vgl. RICHTER/HURRELMANN (2018), S. 50f. Besannt gewkrden ift diefef Erslärungfokdell auch alf 
„Regenmkgen-Mkdell“, oehrere (io Original farmige) Ringe ümereinander angekrdnet milden die unter-
fchiedlichen Einfufffastkren auf die Gefundheit der Bevölserung am. Vgl. emd.




Die verschiedenen Schichten im Modell stehen in vielfacher und meist wechselseitiger Beziehung 
zueinander, die einzelnen Determinanten von Gesundheit können in positiver oder negativer Hin-
sicht bedeutsam sein.30 Den Kern dieses Modells bilden die Genetischen Dispositionen, das Ge-
schlecht und das Alter, sie gelten als weitgehend unbeeinflussbare Bestimmungsfaktoren. Andere 
Faktoren können hingegen „[…] - mit Strategien der Prävention und Gesundheitsförderung - po-
tenziell  modifiziert  werden,  um so einen positiven Einfluss  auf  die  Gesundheit  auszuüben“. 31 
Nachfolgend werden die einzelnen Modellelemente in Kurzform - hierbei in Anlehnung an die  
Abbildung von innen beginnend nach außen - dargestellt.32 
Die individuellen genetischen Anlagen, das Alter und auch das Geschlecht sind mit bestimmend 
für die Gesundheit, sie stellen die (weitestgehend) unbeeinflussbaren Determinanten im Modell  
dar. Die nächste Modellebene umfasst all jene individuellen Verhaltensweisen, die sich förderlich 
oder hinderlich auf die Gesundheit auswirken können. Allgemein bekannt sein dürften in diesem 
Zusammenhang  beispielsweise  Kursangebote  aus  den  Bereichen  Ernährung,  Bewegung  oder 
Stressregulation. Sie sind vorrangig auf das individuelle Verhalten ausgerichtet und ihr Erfolg ist 
begrenzt.  Diese Erkenntnis ist mittlerweile vielfach empirisch belegt. Damit verweisen RICHTER 
& HURRELMANN auf den Unterschied zwischen Verhaltens- und Verhältnisprävention: 
„Hebt man ausschließlich die Bedeutung des Gesundheitsverhaltens hervor und vernach-
lässigt die strukturelle Einbettung dieser Verhaltensweisen in die individuellen Lebens-
bedingungen,  besteht  die  Gefahr einer individuellen Zuschreibung von Verantwortung  
[...],  die  tatsächlich gesellschaftlichen bzw.  strukturellen Mechanismen zuzuordnen ist  
und keiner individuellen Kontrolle unterliegt.“33 
Im Verlauf der vorliegenden Arbeit wird mehrfach unterschieden zwischen dem Verhalten Einzel-
ner und den jeweiligen Lebensbedingungen. Letztgenannte erfahren im gewählten thematischen 
Zusammenhang eine besondere Beachtung. Eine nächste Kategorie im betrachteten Modell um-
fasst die mögliche Unterstützung und Beeinflussung durch soziale und kommunale Netzwerke. 
Diese gelten als bedeutende Ressource für die Gesundheit, dazu zählen vor allem Familienange-
hörige, der Freundeskreis und Kolleg*innen ebenso wie z.B. Stadtteilvereine und Nachbarschafts-
zentren.   Die nun folgenden Bestimmungsfaktoren von Gesundheit sind dem übergeordneten Be-
reich der individuellen „Lebens- und Arbeitsbedingungen“ zugeordnet. Dabei werden die jeweili-
ge Wohn- und Erwerbssituation, Bildung als ein Schlüsselfaktor und auch das Gesundheitssystem 
mit ins Modell aufgenommen. In diesem Zusammenhang weisen RICHTER & HURRELMANN aus-
drücklich darauf hin, das „[…] der Einfluss des Gesundheitssystems auf den Gesundheits- und 
30 Vgl. emd.
31 RICHTER/HURRELMANN (2018), S. 51.
32 Die Erläuterungen zu den Deteroinanten vkn Gefundheit ftützen fich io Wefentlichen auf die 
Aufführungen vkn RICHTER/HURRELMANN (2018).
33 RICHTER/HURRELMANN (2018), S. 52.
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Krankheitszustand der gesamten Bevölkerung aber nur ein Bedingungsfaktor unter vielen [ist].“34 
Den erzielten Fortschritten in der medizinischen Versorgung, dem rehabilitativen und pflegeri -
schen Bereich kommt insgesamt ein deutlicher geringerer Beitrag zur Verbesserung der gesund-
heitlichen Situation der Bevölkerung zu, als häufig assoziiert.35 
Als komplexester Bereich ist schließlich jener Bereich definiert, der sich aus den allgemeinen 
Bedingungen der sozioökonomischen, kulturellen und physischen Umwelt zusammensetzt. Dazu 
gehören u.a. die wirtschaftliche Lage des Landes, das zugrunde liegende Rechtssystem, die Mei-
nungs- und Medienfreiheit, stabile und friedliche Lebensverhältnisse und Gegenteiliges. Ebenso 
sind die natürlichen Umweltbedingungen (Wasser, Luft, Boden) von grundlegender Bedeutung für 
die Gesundheit der Bevölkerung. Gerade die Modellbereiche „Bildung“ und ein möglicher ge-
sundheitsförderlicher Einfluss der „Unterstützung und Beeinflussung durch soziale und kommu-
nale Netzwerke bzw. Institutionen“ lassen erste Bezüge zum Wirkungsbereich Öffentlicher Bi-
bliotheken zu.
RICHTER & HURRELMANN resümieren an dieser Stelle: „Das weitaus größte Gewicht für die Er-
klärung des Gesundheits- und Krankheitszustandes der Bevölkerung haben die verhaltensbezoge-
nen und sozialen Determinanten, d.h. der Lebensstil und die Lebensbedingungen.“36 Die WHO 
unterstreicht diese Bedeutung mit der Einberufung der „Commission of Social Determinants of 
Health“ (CSDH)37 im Jahr 2005, darüber hinaus sind die sozialen Determinanten von Gesundheit 
sowohl in Deutschland als auch international ein zentraler Forschungsgegenstand.38 
Des Weiteren muss im betrachteten Zusammenhang das bisher dargelegte Verständnis von Ge-
sundheit um die salutogenetische Sichtweise erweitert werden. Sie ist mitbestimmend für die ge-
sundheitswissenschaftliche Forschung und wendet sich in Abgrenzung zur Pathogenese „[...] der 
Erforschung der Prozesse zu, die Gesundheit erhalten und fördern“39, hin also zu einer ressourcen-
orientierten Perspektive. So habe sich die wissenschaftliche und praktische Aufmerksamkeit ver-
lagert, „[…] weg von der Verhinderung von Krankheit hin zur Förderung von Gesundheit und den 
für sie notwendigen gesellschaftlichen und individuellen Bedingungen.“40 Mit Bezug auf ANTO-
NOVSKY beschreibt der Gesundheitsbegriff im hier betrachteten Zusammenhang keinen alternati-
ven Zustand, sonder vielmehr einen Prozess mit fließenden Übergängen.41 Dies wird innerhalb der 
Fachdiskurses als Gesundheits-Krankheits-Kontinuum bezeichnet.  Und so führt  FRANZKOWIAK 
vertiefend aus: Demnach sind „[…] Menschen sind nicht „nur“ gesund oder krank. Sie befinden 
34 Richter/HurrelMANN (2018), S. 52.
35 Vgl. emd.
36 RICHTER/HURRELMANN (2018), S. 52.
37 Vgl. CSDH (2008).
38 Vgl. ROBERT KOCH-INSTITUT (2015), S.142; CSDH (2008).
39 FRANKE (2015), S. 878.
40 FRANKE (2015), S. 881.
41 Vgl. FRANZKOWIAK (2018m), S. 191. 
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sich zu einer bestimmten lebensgeschichtlichen Zeit auf einem Punkt des Kontinuums zwischen 
den Polen - und dies hinsichtlich vielfältiger subjektiver und objektiver Dimensionen.“42
Schließlich ist festzustellen: Das verwendete Modell nach  DAHLGREN & WHITEHEAD vermittelt 
einen ersten Einblick in die vielfältigen Determinanten von Gesundheit. Es gilt die Gesundheit der 
Bevölkerung als eine gesamtgesellschaftliche Herausforderung und Gestaltungsaufgabe zugleich 
zu begreifen. Dabei ist zu bedenken, dass die Erforschung der gesundheitsbezogenen Kausalzu-
sammenhänge sich inhaltlich komplex darstellt. Integrierten kommunalen Strategien der Gesund-
heitsförderung liegt das zuvor dargelegte Verständnis zu Grunde. Vorab gilt es nun, ausgewählte  
Aspekte zur gesundheitlichen Lage in Deutschland zu skizzieren, die ebenso Berührungspunkte 
zu den Handlungsfeldern Öffentlicher Bibliotheken in Deutschland zulassen.
2.2 Gesundheit in Deutschland
Abschnitt  2 stellt  ausgewählte Aspekte  zur gesundheitlichen Lage in Deutschland vor, die zu-
gleich Perspektiven für präventive und gesundheitsförderliche Ansätze eröffnen. Sie stehen in ei-
nem inhaltlichen Bezug zum eben eingeführten Modell der Determinanten von Gesundheit nach 
DAHLGREN & WHITEHEAD.  Den Einstieg bildet der aktuelle Bericht zur Gesundheit in Deutsch-
land aus dem Jahr 2015.43 Von besonderer Bedeutung ist schließlich die Verabschiedung des Ge-
setzes zur Stärkung der Gesundheitsförderung und der Prävention in Deutschland.
2.2.1 Ausgewählte Aspekte zur gesundheitlichen Lage in Deutschland
Nach aktuellen Einschätzungen  ist  der Gesundheitszustand insgesamt gut.44 Eine  positive Ent-
wicklung der durchschnittlichen Lebenserwartung45 weist  auf ein  hohes medizinisches Versor-
gungsniveau und die Verbesserungen der allgemeinen Lebens- und Arbeitsbedingungen (Wohnen, 
Umwelt, Hygiene, soziale Absicherung u.a.) hin.46 Im Gegensatz dazu begründen die nachfolgen-
den Aspekte eine Stärkung von Prävention und Gesundheitsförderung in Deutschland. Insbeson-
dere die demografische Struktur sowie stetige Veränderungen im Krankheitsspektrum,  von ehe-
mals dominierenden Infektionskrankheiten, hin zu nicht-übertragbaren, chronischen Erkrankun-
gen bestimmen das Gesundheits- und Versorgungsgeschehen.47 Betont wird: „Dabei sind Gesund-
42 FRANZKOWIAK (2018m), S. 192.
43 Vgl. ROBERT KOCH-INSTITUT (2015). Die gefundheitliche Lage in Deutfchland wurde mereitf 1998 und 
2006 in diefer zufaooengefafften Fkro pumliziert. 2015 wurde ein dritter und zugleich der astuellfte 
Bericht in der Gefundheitfmerichterftattung def Bundef veröfentlicht. 
44 Diefe Beurteilung meruht infgefaot auf der Aufwertung einer Vielzahl ftatftfcher, deokgraffcher, 
pfychkfkzialer und oedizinifcher Daten. Vgl. ROBERT KOCH-INSTITUT (2016), S. 4.
45 Die Werte zur oittleren Lemenferwartung mei Gemurt und zur ferneren Lemenferwartung gelten alf 
wichtge zufaooenfaffende Maßzahlen zur Befchreimung der gefundheitlichen Lage vkn Bevölserun-
gen. Seit Beginn der Aufzeichnungen (1871) ift ein skntnuierlicher Anfteg zu verzeichnen (oittlere 
Lemenferwartung heute gemkrener Mädchen: 82,7 Jahre, Jungen: 77,7 Jahre). Die fernere Lemenfer-
wartung der am 65-Jährigen ift vergleichfweife höher alf mei Perfknen diefer Alterfgruppen in 
früheren Jahren. Vgl. ROBERT KOCH-INSTITUT (2015), S. 21f.
46 Vgl. ROBERT KOCH-INSTITUT (2015), S. 21.
47 Vgl. ROBERT KOCH-INSTITUT (2016), S. 7.
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heitschancen und Krankheitsrisiken sozial ungleich verteilt.“48 Und auch regionale Unterschiede 
in der Gesundheit sind umfassend dokumentiert.49 Der Bericht zur Gesundheit in Deutschland 
(2015) macht deutlich: „Das Erreichen gesundheitsförderlicher Rahmenbedingungen in allen Le-
benswelten, von Kinderbetreuungseinrichtungen über das Wohnumfeld und die Arbeitsstätte bis 
hin zum altersgerechten Wohnen, ist somit eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe, die nur im Zu-
sammenwirken aller relevanten Politikbereiche bewältigt werden kann.“50 Er knüpft damit an die 
zuvor dargelegte Sichtweise von Gesundheit an und betont gleichzeitig die Relevanz der jeweili -
gen Lebens- und Rahmenbedingungen. Nachfolgend sollen die eben genannten Aspekte kurz skiz-
ziert werden, beginnend mit den demografischen Herausforderungen bis hin zu den regionalen 
Unterschieden in der Gesundheit. 
Die gegenwärtige demografische Entwicklung in Deutschland ist von gesundheitspolitischer Re-
levanz. Eine besondere Herausforderung ergibt sich vor allem durch die prognostizierte demogra-
fische Alterung der Gesellschaft.51 Der insgesamt skizzierten positiven Entwicklung der Lebenser-
wartung stehen hier  bedeutende gesundheitsökonomische Herausforderungen gegenüber.52 Ver-
bunden damit sind insbesondere erhöhte Anforderungen an die gesundheitliche und pflegerische 
Versorgung, die Bedeutung medizinischer Innovationen wird angeführt, ein in Teilen deutliches 
Versorgungsgefälle  zwischen  Stadt  und  Land  herausgestellt.53 Diese  zunächst  demografisch 
bedingte und gesundheitspolitisch - ökonomisch dargestellte Perspektive eröffnet dennoch Poten-
tial für präventive Ansätze auch über den eigenen Wirkungsbereich hinaus. Insgesamt macht der 
Gesundheitsbericht deutlich, dass mit dem Alter assoziierte Erkrankungen und Mehrfacherkran-
kungen (bzw. ein erhöhtes Risiko dafür) sich nicht allein als unmittelbare Folgen des fortschrei-
tenden  Alterns  erklären  lassen. Die  an  späterer  Stelle  skizzierten  Aspekte  zur  Gesundheit  in 
Deutschland - dies meint Veränderungen im Krankheitsspektrum, die sozial bedingte Ungleichheit 
von Gesundheitschancen und regionale Unterschiede in der Gesundheit - eröffnen zugleich Per-
spektiven zur Gesundheitsförderung und zur Prävention für eine älter werdende Bevölkerung.
Der Gesundheitsbericht betont zunächst, dass es für ältere Menschen bedeutsam sei, trotz körper-
licher und seelischer Beeinträchtigungen möglichst lange selbstbestimmt handeln zu können und 
gesellschaftlich integriert zu sein. Dies meint die „[...] Teilhabe älterer Menschen am ökonomi-
48 Emd.
49 Vgl. ROBERT KOCH-INSTITUT (2016), S. 47.
50 ROBERT KOCH-INSTITUT (2016), S. 5.
51 Vgl. ROBERT KOCH-INSTITUT (2015), S. 450. Der Begrif der deokgraffchen Alterung oeint Veränderung 
der Alterfftrustur einer Bevölserung zugunften vkn höheren Alterfgruppen und fteht damei in eineo 
engen Zufaooenhang oit deo anhaltend niedrigen Gemurtenniveau fkwie deo skntnuierlichen An-
fteg der Lemenferwartung. 
52 Der vkrliegende Bericht führt io metrachteten Zufaooenhang auf: „Die alterfmedingte Zunahoe vkn 
chrknifchen Ersransungen, vkn sörperlichen und skgnitven Einfchränsungen, vkn Stürzen fkwie vkn 
Multokrmidität (gleichzeitges Bestehen mehrerer Krankheiten) meftoot den fpeziellen Verfkrgungf-
medarf älterer Menfchen.“ ROBERT KOCH-INSTITUT (2015), S. 408.
53 VGL. ROBERT KOCH-INSTITUT (2015), S. 435; 447 f.
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schen, gesellschaftspolitischen, sozialen und kulturellen Leben und steht somit für gesellschaftli -
che Zugehörigkeit und das Einbezogensein in wichtige Lebensbereiche.“54 Im Zusammenhang mit 
einer altersbedingt abnehmenden Mobilität verweist der Gesundheitsbericht u.a. hin zur Bedeu-
tung von Angebots- und Teilhabestrukturen im nahen Wohnumfeld, ohne Bibliotheken als eine 
Möglichkeit direkt zu erwähnen55 
Eine  weitere  Herausforderung  ergibt  sich  durch  die  bereits  angedeuteten  Veränderungen  im 
Krankheitsspektrum der Bevölkerung. Ein ausgeprägtes wissenschaftlichen Interesse kommt da-
bei den sogenannten nicht übertragbaren, chronischen Erkrankungen und ihren Risikofaktoren zu. 
Sie „[...] zählen heute in den Industriestaaten, zunehmend jedoch auch in den weniger wohlhaben-
den Ländern, zu den häufigsten und gesundheitsökonomisch bedeutsamsten Gesundheitsproble-
men.“56 Der Bericht zur Gesundheit in Deutschland geht in seinem dritten Kapitel der Frage nach, 
welche Risikofaktoren die Entstehung verschiedener chronischer Erkrankungen begünstigen und 
stellt sie zunächst in einen Zusammenhang mit den lebensstilbedingten Einflussgrößen. Hierzu 
zählen beispielsweise das Ernährungsverhalten, körperliche Aktivität, Tabak- oder auch Drogen-
konsum. Ohne nachfolgend zwischen einzelnen Faktoren zu differenzieren und bestimmte Krank-
heitsbilder ausführlicher zu betrachten, lässt sich festhalten, dass der Gesundheitsbericht eine wei -
te Verbreitung verhaltensassoziierter Risikofaktoren belegt.57 Sie gehen einher mit einem deutli-
chen  Verlust von Lebenserwartung und Lebensqualität.58 Zugleich verweist der Gesundheitsbe-
richt darauf, dass dies präventive Bestrebungen vor große Herausforderungen stellt, „[...] weil ihre 
Ursachen eng mit den Lebensbedingungen, dem Gesundheitsverhalten und dem Sozialstatus ver-
woben sind.“59 Gleiches wurde bereits mit den Ausführungen zum Gesundheitsbegriff betont. 
Die Einschätzung des sozialen Status wird empirisch häufig über die Merkmale Bildung, berufli -
che Position und Einkommen bestimmt, „[…] und entsprechend sind die Erkrankungsrisiken bei 
Individuen am höchsten, die bei allen drei Merkmalen am stärksten benachteiligt sind.“60 In Be-
zug auf die Verbindung von sozialer Lage und Gesundheitschancen bzw. Krankheitsrisiken weist 
der Gesundheitsbericht darauf hin, dass Deutschland kein Sonderfall darstellt: Vielmehr lässt sich 
dieser Zusammenhang allgemein „[…] auch in Industriestaaten mit hohem allgemeinen Lebens-
standard und relativ gut ausgebauten Sicherungssystemen“ erfassen. 61 Die Ungleichverteilung der 
sozial bedingten gesundheitlichen Lage lässt sich bereits im Kindesalter feststellen und wirkt sich 
54 ROBERT KOCH-INSTITUT (2015), S. 421.
55 Vgl. ROBERT KOCH-INSTITUT (2015), S. 425.
56 ROBERT KOCH-INSTITUT : Chrknifche Ersransungen [verfügmar unter: 
httpf://www.rsi.de/DE/Ckntent/Gefundheitfoknitkring/Theoen/ChrknifcheEErsransungen/chrknifc
heEersransungenEtam.htol [21.05.2019]].
57 Vgl. ROBERT KOCH-INSTITUT (2015), S.178.
58 Vgl. ROBERT KOCH-INSTITUT (2016), S. 5.
59 Vgl. ROBERT KOCH-INSTITUT (2016), S. 5.
60 GEYER (2016), S. 918.
61 ROBERT KOCH-INSTITUT (2015), S. 149.
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letztendlich auch auf die Lebenserwartung negativ aus.62 Dieser Umstand hat sich bereits über ei-
nen Zeitraum von 20 Jahren nicht verbessert, sondern eher zum Teil noch verschlechtert.63
Hinzu kommt eine geringere  Wahrnehmung von Präventionsangeboten bei  geringerer  sozialer 
Lage. In diesem Zusammenhang fordert der Gesundheitsbericht eine Stärkung von „Präventions-
angebote(n) in Lebenswelten Kita, Schule oder Betrieb […] [so] dass mehr sozial benachteiligte 
Zielgruppen bzw.  Menschen mit  einem erschwerten Zugang zu Präventionsleistungen erreicht 
werden.“64 Demnach greift der Gesundheitsbericht einen sozialraumorientierten Ansatz auf, der 
zum späteren Zeitpunkt die Lebenswelt Kommune als besonders geeignet einführt. 
Der Gesundheitsbericht verzeichnet für Deutschland schließlich „[…] zum Teil ausgeprägte regio-
nale Ungleichheiten in der Lebenserwartung, im Auftreten von Krankheiten und gesundheitlichen 
Beschwerden sowie im Gesundheitsverhalten.“65 Die demografische Struktur und die soziale Lage 
der Bevölkerung gelten dabei als wichtige Bestimmungsfaktoren. Sie werden im Kontext der wis-
senschaftlichen Erschließung und mit der „[…] Suche nach Einflussfaktoren, die zur Verringerung 
der regionalen Unterschiede beitragen können [...]“66, in enger Beziehung zueinander stehend be-
trachtet. Entsprechend der vorangegangen Ausführungen geht es thematisch nicht ausschließlich 
um Fragen der ärztlichen Versorgung und Versorgungsstrukturen, wenngleich der vorliegende Be-
richt für sie deutliche regionale Differenzen verzeichnet und Handlungsbedarf aufzeigt. Ein er-
klärtes Ziel der Bundesregierung ist es derzeit bspw., „Gleichwertige Lebensverhältnisse“ in ganz 
Deutschland  zu  schaffen:  „Das  betrifft  Einkommens-  und  Beschäftigungsmöglichkeiten.  Aber 
auch die  sogenannte  sichere Daseinsvorsorge:  Schulen,  medizinische Versorgung,  Kultur-  und 
Freizeitangebote […].“67 So werden Öffentliche Bibliotheken mitgedacht. 
2.2.2 Neuausrichtung der bundesdeutschen Gesundheitspolitik 
Vor dem Hintergrund der oben skizzierten Ausgangslage sind die öffentlichen Anstrengungen ver-
stärkt worden, die Chancen auf eine lange Lebenszeit in guter Gesundheit für alle Menschen un-
abhängig von deren persönlichen Eigenschaften, von Region oder sozialen Komponenten zu ver-
62 Vgl. ROBERT KOCH-INSTITUT (2015), S. 148. In Vermindung oit eineo niedrigen fkzialen Statuf treten 
häufger Kransheiten wie „Herzinfarst, Schlaganfall [und] Diametef“ auf, amer auch pfychifche Krans-
heiten gehen häufger einher. Hingegen fteigt oit eineo höheren fkzikösknkoifchen Statuf daf 
Rifisk für daf Autreten vkn Allergien kder daf Burn-Out-Syndrko. Vgl. dazu: ROBERT KOCH-INSTITUT 
2015, S. 491.
63 Vgl. KOOPERATIONSVERBUND GESUNDHEITLICHE CHANCENGLEICHHEIT :Skziale Lage und Gefundheit: Fasten und 
Daten [verfügmar unter: httpf://www.gefundheitliche-
chancengleichheit.de/skkperatknfvermund/hintergruende-daten-oaterialien/fkziale-lage-und-
gefundheit-daten-fasten/ [22.05.2019]].
64 ROBERT KOCH-INSTITUT (2015), S. 149.




67 httpf://www.mundefregierung.de/mreg-de/astuellef/gleichwertge-lemenfverhaeltniffe-fchafen-  
1515788 [21.05.2019].
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bessern. Mit der Neuausrichtung der bundesdeutschen Gesundheitspolitik durch das Gesetz zur 
Stärkung der Gesundheitsförderung und der Prävention (Präventionsgesetz - PrävG) wurde unter 
anderem eine gesetzliche Berücksichtigung der „Lebenswelt Kommune“ erwirkt. Eine vertiefende 
Betrachtung hierzu erfolgt mit den späteren Ausführungen im Abschnitt 2.3. Der folgende Absatz 
schafft zuvor einen kurzen Überblick über wesentliche Inhalte des in Deutschland erstmalig ver-
abschiedeten Gesetzes auf Bundesebene. Nachdem das Vorhaben in den zurückliegenden Jahren 
wiederholt  gescheitert  ist,  hat  der  Bundesrat dem  Präventionsgesetz am  10.  Juli  2015  zuge-
stimmt.68 
Es gilt als politisch wegweisend, unterliegt dabei aber auch deutlicher Kritik.69 Diese gründet vor 
allem darauf, dass das Präventionsgesetz lediglich als ein sogenanntes Artikelgesetz und damit als 
Teil des Sozialgesetzbuches verabschiedet wurde. So werden „[…] Prävention und Gesundheits-
förderung mit diesem Gesetz nicht wirklich als eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe („Health in  
all policies“) gefasst [...].“70 Vielmehr entspricht die gegenwärtige Ausgestaltung des Präventions-
gesetzes  der  sozialversicherungsrechtlichen  Gesetzgebungskompetenz  des  Bundes:  „Es  be-
schränkt sich weitgehend auf die Aufgaben der Krankenkassen; weder Bund oder Länder noch an-
dere Sozialversicherungsträger […] werden mit dem Präventionsgesetz stärker zur Finanzierung 
von Prävention und Gesundheitsförderung herangezogen.“71 Zu unterscheiden sind drei vom Ge-
setzgeber definierte Leistungsbereiche: Neben dem für die vorliegende Arbeit relevanten Bereich 
der „Gesundheitsförderung und Prävention in Lebenswelten“ sind „Leistungen zur verhaltensbe-
zogenen Prävention“ sowie der  Bereich „Betriebliche Gesundheitsförderung“ von gesetzlicher 
Relevanz.72 So sieht das Gesetz u.a. eine Erhöhung der Ausgaben für Leistungen der Krankenkas-
sen zur Prävention und Gesundheitsförderung vor.73 Es soll schließlich gelingen, „[…] die Zusam-
menarbeit von Sozialversicherungsträger, Länder und Kommunen in den Bereichen Prävention 
und Gesundheitsförderung [...]“74 zu verbessern.   GERLINGER übt  stellvertretend für eine breite 
fachliche Meinung Kritik am trotzdem vergleichsweise niedrigen Ausgabenniveau. So kann auch 
„[…] weiterhin nur ein kleiner Teil der Gesamtbevölkerung bzw. der Risikogruppen erreicht wer-
den.“75 Für ein koordiniertes Zusammenwirken wurden seit  Gesetzesbeschluss eine Reihe von 
neuen Arbeits- bzw. Organisationsstrukturen und Gremien gebildet.76 Die bisher gemachten Erfah-
68 Vgl. GERLINGER (2016), S. 798.
69 Vgl. GERLINGER (2016), S. 798 f.
70 GERLINGER (2016), S. 806.
71 GERLINGER (2016), S. 805.
72 Vgl. PRÄVG.
73 Vgl. GERLINGER (2016), S. 803. Die Werte melaufen fich „vkn mifher 2,74 Eurk ümer 3,17 Eurk für 2015 
auf 7 Eurk am 2016“ für jeden Verficherten. Für Maßnahoen der Gefundheitfförderung und Präven-
tkn in Lemenfwelten find jeweilf 2 Eurk vkrgegemen. 
74 BUNDESMINISTERIUM FÜR GESUNDHEIT (2018).
75 GERLINGER (2016), S. 807.
76 Vgl. GEENE/REESE (2016), S. 43 f. Die Autkren gemen an diefer Stelle einen vertefenden Einmlics in 
zentrale Strustureleoente. Einen erften vifuellen Ümermlics dazu eroöglicht mfpw. GERLINGER (2016), 
S. 801.
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rungen und Ergebnisse im Prozess der bundesweiten Stärkung von Prävention und Gesundheits-
förderung werden erstmals im Juli 2019 publiziert. Zukünftig ist die Erstellung eines Präventions-
berichtes im Abstand von vier Jahren geplant.
2.3 Zum Bedeutungszuwachs der „Lebenswelt Kommune“
Präventive und gesundheitsfördernde Strategien, wie sie die bereits skizzierten Entwicklungen in 
Deutschland erfordern, orientieren sich verstärkt an den alltäglichen Lebenswelten der Menschen. 
Die nachfolgenden Ausführungen skizzieren die dahinterliegende Idee; der Setting-Ansatz in der  
Gesundheitsförderung gilt  als wohl bedeutendstes Konzept seines Fachgebietes und misst dem 
kommunalen Lebensraum einen zentralen Stellenwert bei.77 Eine verbindliche Grundlage für die-
ses Vorgehen findet sich erstmals im Gesetz zur Stärkung der Gesundheitsförderung und der Prä-
vention vom 25. Juli 2015.78 Im Folgenden wird die Relevanz der Lebenswelt Kommune zwi-
schen gesundheitswissenschaftlichem Verständnis und gesundheitspolitischer Einbettung in das 
Fünfte Sozialgesetzbuch umrissen. 
Der Setting-Ansatz  findet seinen Ursprung im Zusammenhang mit den  Zielen und Inhalten der 
ersten internationalen Konferenz zur Gesundheitsförderung in den 1980er-Jahren. Mit der nach-
folgenden Formulierung gelingt ein entscheidender Schritt, wörtlich heißt es: „Health is created 
and lived by people within the settings of their everyday life; where they learn, work, play, and  
love.“79 Dementsprechend „[…] sollten somit nicht länger nur Individuen und ihr Verhalten selbst 
Objekte von Interventionen darstellen, sondern auch die sozialen Systeme und Organisationen, in 
denen sie sich aufhalten.“80 Die Begriffe „Setting“ und „Lebenswelt“ werden im weiteren Verlauf 
und in Anlehnung an die vorliegende Fachliteratur synonym verwendet. Sie stellen hierbei einen 
Sozialzusammenhang dar, „[…] in dem Menschen sich in ihrem Alltag aufhalten und der Einfluss 
auf ihre Gesundheit hat.“81 HARTUNG & ROSENBROCK führen vertiefend aus: 
„Dieser soziale Zusammenhang ist relativ dauerhaft und seinen Mitgliedern auch subjek-
tiv bewusst […] Er drückt sich aus durch formale Organisation (z.B. Betrieb, Schule,  
Kita), regionale Situation (z.B. Kommune, Stadtteil, Quartier), gleiche Lebenslage (z.B.  
Rentner/Rentnerinnen), gemeinsame Werte bzw. Präferenzen (z.B. Religion, sexuelle Ori-
entierung) bzw. durch eine Kombination dieser Merkmale.“82 
77 Vgl. HARTUNG/ROSENBROCK (2015), S. 892 f.
78 Vgl. emd.
79 WHO (1986).
80 ENGELMANN/HALKOW (2008), S. 26.
81 HARTUNG/ROSENBROCK (2015), S. 892.
82 Emd. 
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Damit sind einige aus gesundheitswissenschaftlicher Sicht bedeutsame Lebenswelten genannt. 83 
Die „Lebenswelt  Kommune“ als ein sogenanntes „Dach-Setting“ wird im späteren Verlauf der 
Ausführungen gesondert vorgestellt. Öffentliche Bibliotheken werden innerhalb der vorliegenden 
Arbeit als Einrichtungen der kommunalen Infrastruktur betrachtet, sie sind somit Teil des kommu-
nalen Lebensraumes.84 Settingbasierte Interventionen lassen  wie folgt  umreißen: Grundsätzlich 
kann zwischen der „individuellen Ebene“ und der „Ebene der Strukturbildung“ unterschieden 
werden. Ein partizipativ ausgerichtetes Vorgehen wird zudem betont.85 Für die beiden erstgenann-
ten Perspektiven wurde bereits mit den Ausführungen zum Determinantenmodell der Gesundheit 
von  RICHTER & HURRELMANN eine  begrifflich-konzeptionelle  Unterscheidung vorgenommen. 
Entsprechende Interventionsmaßnahmen innerhalb der eingeführten Lebenswelten „[…] stärken 
die Kompetenzen und Ressourcen der im Setting lebenden  [bzw. darüber erreichbaren] Perso-
nen“.86 Hierbei wird ein Setting  „[…] zur Erreichung einer bestimmten Zielgruppe genutzt, um 
dort Angebote der verhaltensbezogenen Prävention, z.B. im Hinblick auf die Großrisiken Ernäh-
rung, Bewegung, Stress und Drogen zu platzieren.“87 RICHTER & HURRELMANN verweisen wie-
derum auf den begrenzten Erfolg dieser Vorgehensweise und sprechen sich für eine verstärkte Be-
tonung verhältnispräventiver Interventionen aus.88 Diese zielen, wie bereits eingeführt,  auf ge-
sundheitsförderliche Veränderungen von Abläufen und Strukturen im Setting. Innerhalb der prak-
tischen Arbeit ist häufig keine trennscharfe Differenzierung zwischen beiden Interventionsarten 
möglich, im Ideal sollen „[…] kontext- und individuumsbezogene Maßnahmen sich wechselseitig 
unterstützend kombiniert werden [...]“.89 Schließlich sind die Interventionen partizipativ ausge-
richtet, dass bedeutet „[…] Beteiligungsmöglichkeiten in allen Phasen der Gesundheitsförderung 
(Bedarfserhebung, Planung, Umsetzung, Bewertung) zu schaffen und sicherzustellen, dass die Be-
teiligungsprozesse den Erfahrungen und Möglichkeiten der Zielgruppen entsprechend (zielgrup-
pengerecht) gestaltet sind.“90 Die WHO stellt heraus, dass ein solches lebensweltlich ausgerichte-
tes Vorgehen „[…] die Aufmerksamkeit verstärkt auf die Stellen konzentriert, wo Gesundheit ge-
fördert und erhalten wird [...]“.91
83 Auch BLÄTTNER & WALLER gruppieren diefe gefundheitfwiffenfchatlich anersannten und mereitf viel-
fach mefkrfchten Lemenfwelten in vier ümergekrdnete Bereiche, dief uofafft etwa eine „räuoliche 
Perfpestve“, „Infttutknen und Organifatknen“, verfchiedene „Lemenfmereiche“ fkwie unterfchied-
liche „Lemenfphafen“. Vgl. BLÄTTNER/WALLER (2018), S. 224.
84 BLÄTTNER & WALLER (2018) verweifen darauf, daff meifpielfweife auch Freizeiteinrichtungen alf 
„Setngf der Gefundheitfförderung“ in Betracht skooen und führen hier Spkrtvereine an, vgl. S. 224. 
Infmefkndere in der herangezkgenen, deutfchfprachigen Fachliteratur wurde jedkch sein deutlicher 
Hinweif darauf gefunden, daff Öfentliche Bimlikthesen alf quafi „eigenftändige“, anersannte 
„Setngf der Gefundheitfförderung“ gelten und in diefeo Sinne Eingang in die Fkrfchungfastvitäten 
der Gefundheitfwiffenfchaten gefunden hamen. 
85 Vgl. GESUNDHEIT BERLIN-BRANDENBURG E. V. (2014), S. 15.
86 KOOPERATIONSVERBUND GESUNDHEITLICHE CHANCENGLEICHHEIT (2015), S. 15.
87 HARTUNG/ROSENBROCK (2015), S. 893.
88 Vgl. die Aufführungen io Amfchnitt 2.1.
89 BLÄTTNER/WALLER (2018), S. 224.
90 KOOPERATIONSVERBUND GESUNDHEITLICHE CHANCENGLEICHHEIT (2015), S. 31.
91 WHO (1999), S. 117 f.
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Der Setting-Ansatz in der Gesundheitsförderung ist ein international anerkanntes wissenschaftli-
ches Konzept seines Fachgebietes. Mit dem „Gesetz zur Stärkung der Gesundheitsförderung und 
der Prävention“ aus dem Jahr 2015 wurden in Deutschland erstmals rechtliche Rahmenbedingun-
gen zum Setting-Ansatz vereinbart. Die zentrale Bedeutung der „Lebenswelt Kommune“ wird in 
diesem Zusammenhang eingeführt. Dabei sind Lebenswelten nach § 20a SGB V „für die Gesund-
heit bedeutsame, abgrenzbare soziale Systeme insbesondere des Wohnens, des Lernens, des Stu-
dierens, der medizinischen und pflegerischen Versorgung sowie der Freizeitgestaltung einschließ-
lich des Sports.“ Das Kapitel 2 (Grundsätze) der Bundeseinheitlichen Rahmenempfehlungen der 
Nationalen Präventionskonferenz verweist in einer erweiterten Darstellung auf die besondere Rol-
le der Kommunen:
„Die Kommune (auch Stadtteil/Quartier) ist eine Lebenswelt von besonderer Bedeutung,  
weil sie die anderen in der Aufzählung genannten Lebenswelten umgreift. In der Lebens-
welt Kommune werden auch Zielgruppen erreicht, die nicht über eine der anderen ge-
nannten Lebenswelten erreicht werden können (z.B.  allein lebende Ältere, Arbeitslose,  
Selbständige,  Freiberufler,  Hausfrauen/-männer,  Erwerbsgeminderte).  Darüber  hinaus  
besitzen Kommunen - zusätzlich zu und auch unabhängig von ihrer Trägerverantwortung  
für einzelne weitere Lebenswelten wie Kindertagesstätten und Schulen - politische Ge-
staltungskompetenz für ihr Gebiet“.92 
Aus gesundheitswissenschaftlicher  Sicht  ist  dies  ein  bedeutsamer  Schritt.93 Die  herausragende 
Rolle der Lebenswelt Kommune kann unter folgenden Gesichtspunkten zusammengefasst wer-
den. Ihr werden in Anlehnung an BÄR (2014) sechs Funktionen zugeschrieben:
• „Komplementäre Funktion: Im Setting Stadtteil kann es gelingen, „vergessene“ bzw. in-
stitutionell schwer erreichbare Adressatinnen und Adressaten einzubeziehen.
• Koordinierende Funktion: Das Setting Stadtteil unterstützt und steuert Teil-Settings wie 
Kita oder Schule mit und fördert die gemeinsame strategische Abstimmung.
• Kumulative Funktion: Im Setting Stadtteil/Quartier  wird  ein  gemeinsames Vorgehen 
entwickelt, das Synergieeffekte hervorruft, beispielsweise bei der Verständigung auf ge-
meinsame Bedarfe und der Mittelakquise.
• Politisierende Funktion: Über die Stadtteilentwicklung lässt sich die öffentliche Verant-
wortung für die Gesundheitsförderung und die gesundheitliche Chancengleichheit thema-
tisieren und stärken.
• Integrierende Funktion: Es findet  ein lokaler  Austausch über Perspektiven und gute 
Praxis sowie ein gemeinsamer Lernprozess statt.
92 NATIONALE PRÄVENTIONSKONFERENZ (2016), S. 6; vgl. dazu NATIONALE PRÄVENTIONSKONFERENZ (2018), S. 7.
93 Vgl. GERLINGER (2016), S. 805 f.
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• Emergenzfördernde Funktion: Durch die Zusammenarbeit wird das lokale Normen und 
Wertesystem verändert. Dabei entstehen kollektive Ressourcen.“94
Allerdings  wird  dieser  Möglichkeitsraum  aus  gesundheitswissenschaftlicher  Fachperspektive 
durch die eben sozialversicherungsrechtliche Ausgestaltung des Präventionsgesetzes beschränkt.  
Aufgrund bisheriger  Erfahrungen im Umsetzungsprozess  merkt  GERLINGER kritisch  an,  „[…] 
dass das Präventionsgesetz Lebenswelten eher als Räume zu verstehen scheint, in denen Präventi -
onsbotschaften vermittelt werden [...], denn als Räume, die selbst der Veränderung bedürfen.“95 Er 
sensibilisiert für den klaren Wortlaut des Gesetzes, demnach sieht es vor, „[…] dass die Kranken-
kassen bei der Primärprävention in Lebenswelten […] „insbesondere den Aufbau und die Stär -
kung gesundheitsförderlicher Strukturen“ fördern sollen [...].“96 Einschränkend muss angemerkt 
werden, dass der Wirkungs- und Weisungsbereich durch die per Gesetz bestimmten Leistungser-
bringer entsprechend eingeschränkt ist. So gilt der dargelegte Anspruch aus einer gesundheitswis-
senschaftlichen Fachperspektive darüber hinaus für den gesamten kommunal(politischen) Hand-
lungsraum. 
Die Vereinbarung bundeseinheitlicher Rahmenempfehlungen zur Gesundheitsförderung und Prä-
vention in Lebenswelten ist schließlich Teil der gesetzlichen Bestimmungen.97 Dabei „haben sich 
die Beteiligten auf die gemeinsamen Ziele „gesund aufwachsen“, „gesund leben und arbeiten“ so-
wie „gesund im Alter“ verständigt.“98 Die erste weiterentwickelte Fassung der Bundeseinheitli-
chen Rahmenempfehlungen vom 29. August 2018 erlaubt ebenso wie ihre Vorgängerin durchaus 
eine Verbindung zum Wirkungsbereich Öffentlicher Bibliotheken. Die Rahmenempfehlungen ver-
weisen im Anhang 3 auf mögliche „Handlungsfelder, Beiträge der Mitgliedsorganisationen der  
NPK-Träger und zu beteiligende Organisationen und Einrichtungen“ zum Themenschwerpunkt 
Gesundheit im Alter.99 Die betont exemplarische Nennung zu beteiligender Organisationen und 
Einrichtungen (über die gesetzlich bestimmten Akteure hinaus) umfasst unter anderem „Kultur- 
und Freizeitvereine“, auch sie „können sich themenbezogen und in Abhängigkeit der regionalen 
Bedarfe und Möglichkeiten mit Ressourcen einbringen“.100 Im Zusammenhang mit den überge-
ordneten Zielen „gesund aufwachsen“ sowie „gesund leben und arbeiten“ wird an dieser Stelle  
94 Siehe die Tamelle zu Funstknen def Setng-Anfatzef Quarter/Stadtteil (nach BÄR: 2014) [verfügmar 
unter: httpf://www.gefundheitliche-chancengleichheit.de/pdf.phpp
id=c34e986fadce6em81dd06dfe638am187 [22.05.2019]].
95 GERLINGER (2016), S. 806.
96 Emd.
97 In der Präaomel der Bundefrahoeneopfehlungen der NATIONALEN PRÄVENTIONSKONFERENZ (NPK) nach § 
20d Amf. 3 SGB V heißt ef: Sie dienen „der Sicherung und Weiterentwicslung der Qualität vkn Gefund-
heitfförderung und Präventkn fkwie der Zufaooenarmeit der für die Ermringung vkn Leiftungen zur 
Gefundheitfförderung und Präventkn in Lemenfwelten und in Betriemen zuftändigen Träger und Stel-
len infmefkndere durch Feftlegung geoeinfaoer Ziele, vkrrangiger Handlungffelder und Zielgruppen, 
zu meteiligender Organifatknen und Einrichtungen fkwie zu Dksuoentatknf- und Berichtfpfichten.“ 
98 BUNDESMINISTERIUM FÜR GESUNDHEIT (2018).
99 Vgl. NATIONALE PRÄVENTIONSKONFERENZ (2016), S. 45.
100 NATIONALE PRÄVENTIONSKONFERENZ (2016), S. 45.
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kein vergleichbarer Bezug formuliert. An anderer Stelle der vorliegenden Arbeit wird bzw. konnte  
er bereits aufgezeigt werden.
Zusammenfassend lässt  sich festhalten: Mit  der Neuausrichtung der bundesdeutschen Gesund-
heitspolitik durch das Präventionsgesetz kommt den Kommunen eine besondere Beachtung zu. 
Und auch die vom Präventionsgesetz nicht berührten Bereiche und Potenziale im kommunalen 
Raum haben aus gesundheitswissenschaftlicher Perspektive eine praktische Relevanz.  Anknüp-
fend an die vorangegangenen Ausführungen leitet dieser Abschnitt zum Konzept integrierter kom-
munaler Strategien der Gesundheitsförderung über. 
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3 Integrierte kommunale Strategien der 
Gesundheitsförderung
Im Bereich der Gesundheitsförderung und Prävention erfährt die  „Lebenswelt Kommune“ eine 
besondere Beachtung. Sie bildet ebenfalls den Ausgangspunkt für den Auf- und Ausbau von inte-
grierten kommunalen Strategien der Gesundheitsförderung, einem vergleichsweise noch jungen 
Forschungsbereich.101 Diese  legen ein erweitertes Verständnis von Gesundheit  zugrunde, wie es 
bereits im vorherigen Kapitel dargestellt wurde.
Mit dem nun betrachteten, integrierten Handlungskonzept rücken die kommunalen Gestaltungs-
möglichkeiten zur Verbesserung von gesundheitlicher Chancengleichheit und Gesundheitssituati-
on in den Mittelpunkt: Präventionsketten „sollen die Voraussetzungen für ein möglichst langes 
und gesundes Leben für alle Menschen der Kommune verbessern, unabhängig von der jeweiligen 
sozialen Lage.“102 An dieser Stelle erfolgt zunächst eine Einführung in die theoretischen und kon-
zeptionellen Grundlagen,  im weiteren Verlauf werden schwerpunktmäßig mögliche hemmende 
oder förderliche Faktoren für die Entwicklung und Verstetigung von Präventionsketten aufgezeigt. 
Darauf gestützt wird im vierten Kapitel schließlich am Beispiel von zwei bezirklichen Präventi-
onsketten im Land Berlin in theoriegestützter Form dargelegt, wie sich Öffentliche Bibliotheken 
in den inhaltlich-konzeptionellen Rahmen einfügen.
3.1 Begriffliche und konzeptionelle Grundlagen
Eine Auswertung gesundheitswissenschaftlicher Fachliteratur ergibt, dass sich bislang keine allge-
meingültige Definition des Handlungsansatzes herausgebildet hat.103 Im Folgenden werden ver-
schiedene Definitionsansätze vorgestellt und damit gleichzeitig unterschiedliche Begriffsbezeich-
nungen eingeführt: Neben der in der Kapitelüberschrift verwendeten Bezeichnung wird im thema-
tischen Zusammenhang häufig der Begriff „Präventionskette“ genutzt. Die einleitend herangezo-
gene Publikation entstand im Rahmen eines vom Bundesministerium für Bildung und Forschung 
geförderten Vorhabens für gesunde Kommunen (Forschungsverbund PartKommPlus)104 und fragt 
nach den grundlegenden Voraussetzungen für das Gelingen von integrierten Strategien kommuna-
ler Gesundheitsförderung.105 Die vorliegende Veröffentlichung legt die „Expertise verschiedener 
Akteursgruppen - Kommunalverwaltung, Kommunalpolitik, Krankenkassen und Wissenschaft“106 
dar.  Verbunden hiermit konnten  die  Interviewten  ihre bisherigen Erfahrungen, Ergänzungsvor-
schläge und Kritik zu der ihnen vorgelegten, und hier im Anschluss eingeführten Definition ein-
101 Vgl. KOOPERATIONSVERBUND GESUNDHEITLICHE CHANCENGLEICHHEIT (2013).
102 Emd.
103 Vgl. BÖHME/REIMANN (2018), S. 5.
104 Vgl. http://partskoopluf.de/ [14.04.2019].
105 Vgl. BÖHME/REIMANN (2018), S. 5f.
106 Vgl. BÖHME/REIMANN (2018), S. 6. Ef wurden 28 leitadengeftützte Interviewf durchgeführt. Eine Auf-
liftung aller Beteiligten (unterfchiedlicher Wirsungfmereiche und Prkfeffiknen) ift an diefer Stelle ver-
fügmar. 
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bringen. Sie bereichern aktuell, professionsübergreifend und kritisch die Darstellung ausgewählter 
Begriffserläuterungen und Entwicklungstendenzen beim Auf- und Ausbau von Präventionsketten. 
Das nun folgende Verständnis wurde von BÖHME & REIMANN zur Diskussion gestellt:
„Unter integrierten kommunalen Strategien der Gesundheitsförderung wird ein gesamts-
trategisches und koordiniertes Vorgehen sowie das Zusammenspiel verschiedener Verwal-
tungsressorts verstanden, mit dem Ziel, gesundheitsförderliche Lebenswelten und Ange-
bote für alle Altersgruppen (Kinder und Jugendliche, Erwachsene, ältere Menschen) zu  
schaffen. Dabei liegt ein besonderes Augenmerk darauf, die gesundheitlichen Chancen  
für Menschen in sozioökonomischen Risikolagen zu erhöhen. Präventive Angebote und  
Maßnahmen werden hierfür über kommunale Ressortgrenzen hinweg und unter Einbezie-
hung verwaltungsexterner Akteure sowie der Zielgruppen aufeinander abgestimmt.“107
So stimmen viele der Befragten dieser Umschreibung zu: Sie „[...] sei schlüssig und vollständig,  
sie decke alle wesentlichen Kernelemente integrierter Strategien kommunaler Gesundheitsförde-
rung ab [...]“108. Diese Definition sei zugleich komplex und anspruchsvoll, sie eröffnet Raum zur 
Diskussion.109 Auf die einzelnen Bestandteile der vorgestellten Begriffsbeschreibung soll im Fol-
genden vertiefend eingegangen werden, gleichzeitig werden damit die konzeptionellen Grundla-
gen aufgezeigt. Die nachfolgenden sechs110 Abschnitte sind entsprechend thematisch unterschied-
lich ausgerichtet: Einleitend wird auf die Begriffsbezeichnung zum betrachteten Handlungskon-
zept eingegangen, ein zweiter Sinnabschnitt bezieht sich auf die Frage der methodisch-konzeptio-
nellen Vorgehensweise. Hierauf folgt eine Bestimmung der zu beteiligen kommunalen Akteure, 
ein nächster Abschnitt konkretisiert die Zielgruppen und Handlungsfelder. Darüber hinaus werden 
die kooperativen Ansprüche des Handlungskonzeptes herausgestellt und weitere zentrale konzep-
tionelle Aspekte eingeführt. Nicht immer können gewisse inhaltliche Überschneidungen vermie-
den werden.
Erstens wird deutlich, dass innerhalb der vorhandenen fachwissenschaftlichen Literatur bzw. pra-
xisnahen Veröffentlichungen  unterschiedliche Begriffsbezeichnungen zu finden sind. In Anleh-
nung an die eingangs ausgewählte Publikation wird mit der Begriffsbezeichnung „Integrierte Stra-
tegien kommunaler Gesundheitsförderung“ begonnen.  Diese Begriffsbezeichnung ist  eine aus-
drucksstarke  Formulierung  mit  dem  Potenzial  zur  sprachlichen  Verkürzung.111 Losgelöst  von 
107 BÖHME/REIMANN (2018), S. 8.
108 Emd.
109 Vgl. emd.
110 Den Aufgangfpunst innerhalm der Darftellungen mildet häufg die einleitend aufgewählte Defnitkn. 
Die einzelnen Amfchnitte werden damei uo weitere fachwiffenfchatliche Sichtweifen und Defni-
tknfanfätze zuo vkrgeftellten Kknzept ergänzt. 
111 Vgl. BÖHME/REIMANN (2018), S. 9f. Die io Rahoen der Befragungen erhaltenen Rücsoeldungen zu 
diefer Wahl verdeutlichen zuo Teil daf Bedürfnif nach einer geeigneten fprachlichen Versürzung und 
gleichzeitg aufdrucsfftarsen Fkroulierung. Eine ähnliche Einfchätzung gilt in Hinmlics auf eine oög-
licher Weife „erleichterte“ Kkoounisatkn zwifchen einer Vielzahl verfchiedener fachlicher Perfpes-
tven, Verantwkrtungfmereichen und Asteuren io skoounalen Rauo.
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sprachlichen Gestaltungsvarianten muss es jedoch gelingen, den dahinter stehenden konzeptionel-
len Anforderungen gerecht zu werden.112 Insgesamt weist die weiterführende Literatur zum The-
mengebiet auf eine begriffliche Varianz hin. So nutzen RICHTER-KORNWEITZ et al. innerhalb ihrer 
Ausführungen fast ausschließlich den Begriff der „Präventionskette(n)“ und verfolgen mit der be-
vorzugten Kurzform eine ähnlich umfassende konzeptionelle Sicht.113 Innerhalb der beiden zu-
sätzlich  herangezogenen  Publikationen  des  Kooperationsverbundes  Gesundheitliche  Chancen-
gleichheit (2013 und 2015) finden sich entsprechende Begriffsbezeichnungen und -variationen.114 
Für die Entwicklung und Verstetigung von Präventionsketten scheint auch der begriffliche Zugang 
zum Konzept relevant.  BÖHME & REIMANN resümieren nach Auswertung der Befragungsergeb-
nisse, dass es förderlich sein kann „[...] den Begriff und die hinter ihm stehenden Handlungsprin-
zipien  adressatenspezifisch  (Wissenschaft,  Kommunalverwaltung und -politik,  Krankenkassen, 
freie Träger, Praktikerinnen und Praktiker vor Ort, Bürgerinnen und Bürger) aufzubereiten und zu 
kommunizieren.“115 Dabei könne der Begriff „Präventionskette“ eine Alternative zur längeren Be-
zeichnung bilden.116
Zweitens folgt der Auf- und Ausbau integrierter kommunaler Strategien der Gesundheitsförderung 
keiner abschließend festgelegten Vorgehensweise, vielmehr existieren „[…] so viele lokale Wege 
zur Präventionskette wie Kommunen in Deutschland“.117 Sie sollen dabei flächendeckend gedacht 
und umgesetzt werden.118 Die inhaltliche Gestaltung und das organisatorische Vorgehen richten 
sich grundsätzlich an den jeweiligen kommunalen Gegebenheiten, den Bedürfnissen und Bedar-
fen der dort lebenden Menschen aus. RICHTER-KORNWEITZ ET AL. führen ergänzend an, dass ihre 
konkrete Ausgestaltung und Umsetzung „[…] sozialräumlich unterschiedlich sein [kann] - die Ge-
samtkommune, den Stadtteil oder ein Quartier betreffend.“119 Dies wird im späteren Verlauf dieses 
Kapitels auch innerhalb der ausgewählten bezirklichen Präventionsketten im Land Berlin deut-
lich. Zugleich haben integrierte kommunale Strategien der Gesundheitsförderung gemein, dass sie  
eine nachhaltige Verbesserung von Gesundheit und Gesundheitschancen in Deutschland anstre-
ben. In diesem Sinne werden zentrale Erkenntnisse des vorherigen Kapitels konzeptionell aufge-
griffen. 
Allen Präventionsketten gemeinsam ist dabei ein Anknüpfen an bereits „Vorhandenes“.120 Sie be-
ruhen zunächst auf der Annahme, dass bereits eine Vielzahl von anschlussfähigen, der Gesundheit 
112 Vgl. BÖHME/REIMANN (2018), S. 9.
113 Vgl. RICHTER-KORNWEITZ/HOLZ/KILIAN (2017), S. 809f.
114 Sie nutzen vkrrangig die Begriffuofchreimungen „Integrierte skoounale Strategien“, „skoounale 
Gefundheitfftrategien“ mzw. „Präventknfsetten“. Vgl. KOOPERATIONSVERBUND GESUNDHEITLICHE CHANCEN-
GLEICHHEIT (2013)/(2015). 
115 BÖHME/REIMANN (2018), S.61.
116 Vgl. emd.; KOOPERATIONSVERBUND GESUNDHEITLICHE CHANCENGLEICHHEIT (2013).
117 BZGA (2013), S. 7.
118 Vgl. emd.
119 RICHTER-KORNWEITZ/HOLZ/KILIAN (2017), S. 812.
120 Vgl. RICHTER-KORNWEITZ/HOLZ/KILIAN (2017), S. 809.
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förderlicher Angebote und Strukturen auf kommunaler Ebene bestehen, es gilt diese besser zu ver-
binden, „[…] öffentliche Ressourcen zugänglich zu machen, um so unterschiedlichen Bedarfen 
gerecht  zu werden […].“121 Integrierte kommunale Strategien der Gesundheitsförderung sollen 
hierbei einen gemeinsamen konzeptionellen Rahmen bieten. Dies umschließt „[…] verschiedene 
Ressourcen und zwar sowohl finanzielle Mittel (z.B. Mittel unterschiedlicher Fachressorts, För-
dermittel, private Mittel) als auch Sachmittel (z.B. Räume, technische Ausstattung) sowie perso-
nelle Ressourcen und Know-How.“ 122 Auch eine wirkungsvolle Verknüpfung zwischen Präventi-
onsketten und dem Modell der Bildungsketten (Bildungslandschaften) ist  Teil  der fachwissen-
schaftlichen Diskussion.123 Bildung „[…] prägt als eine soziale Determinante gesundheitsrelevan-
te Lebensbedingungen, Teilhabechancen und Verhaltensweisen und hat so direkte und indirekte  
Auswirkungen auf die Gesundheit.“124 Entsprechend sollten beide Konzepte - Präventionsketten 
und Bildungsketten - zukünftig zusammen gedacht werden.125 Bei der Entwicklung integrierter 
kommunaler Strategien der Gesundheitsförderung soll der Aufbau von Doppelstrukturen vermie-
den werden.126 Sie stellen sich schließlich als ein fortwährender Prozess dar, „[…] bestehende und 
neue Strukturelemente und Akteure  [werden] so zusammengeführt, dass ein abgestimmtes Han-
deln im Rahmen einer integrierten kommunalen Gesamtstrategie möglich wird.“127 
Drittens erfordert der Auf- und Ausbau integrierter kommunaler Strategien die gezielte Einbin-
dung aller relevanter Akteure.128 Damit einhergehend ergibt sich ein Kooperations- und ein eben 
solcher Koordinationsbedarf.129 Beides wird im späteren Verlauf detaillierter ausgeführt. Zuvor 
geht es um die bereits angekündigte Frage, wer einzubinden ist. Die herangezogene Publikation 
von BÖHME & REIMANN unterstreicht u.a. die Bedeutung der Kommunalverwaltungen und fragt 
danach, „[…] welche Fachämter der Verwaltung bei der Entwicklung und Umsetzung von inte-
grierten Strategien kommunaler Gesundheitsförderung beteiligt sein sollten.“130 Die Argumentati-
on gründet auf einem eher breiten Gesundheitsbegriff, ist themen- und zielgruppenbezogen und 
mündet in einem „Plädoyer für die Beteiligung eines breiten Spektrums von Ämtern“.131 Demnach 
müssten grundsätzlich alle Ämter involviert sein, in Abhängigkeit von den jeweiligen Themen 
und Zielgruppen kann die Zusammensetzung jedoch variieren. Aufgrund der bisherigen Erfahrun-
121 RICHTER-KORNWEITZ/HOLZ/KILIAN (2017), S. 809.
122 KOOPERATIONSVERBUND GESUNDHEITLICHE CHANCENGLEICHHEIT (2015), S. 40.
123 Vgl. KOOPERATIONSVERBUND GESUNDHEITLICHE CHANCENGLEICHHEIT (2017).
124 KOOPERATIONSVERBUND GESUNDHEITLICHE CHANCENGLEICHHEIT (2017).
125 Vgl. emd. Zu mekmachten ift dief meifpielfweife io Zufaooenhang oit den Astvitäten zuo Aufmau 
einer Präventknfsette io Bezirs Friedrichfhain-Kreuzmerg. Damei handelt fich uo ein skkperatv aufg-
erichtetef Handlungfsknzept zur Vermefferung vkn Bildungf- und Gefundheitfchancen für Kinder- 
und Jugendliche io Bezirs, Öfentliche Bimlikthesen find hiermei invklviert.
126 Vgl. KOOPERATIONSVERBUND GESUNDHEITLICHE CHANCENGLEICHHEIT (2013).
127 RICHTER-KORNWEITZ/HOLZ/KILIAN (2017), S. 809.
128 Vgl. RICHTER-KORNWEITZ/HOLZ/KILIAN (2017), S. 812.
129 Vgl. KOOPERATIONSVERBUND GESUNDHEITLICHE CHANCENGLEICHHEIT (2013).
130 BÖHME/REIMANN (2018), S. 23.
131 Emd.
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gen und auch der fachlichen Nähe werden die Bereiche Gesundheit, Soziales und Jugend von den  
Gesprächspartner*innen besonders hervorgehoben.132 Der idR. die Öffentlichen Bibliotheken be-
treffende Fachbereich Kultur findet bei BÖHME & REIMANN keine explizite Erwähnung.
RICHTER-KORNWEITZ ET AL. führen aus, dass „[…] im Idealfall alle Akteure und Institutionen 
eingebunden [sind], die Einfluss auf die Gestaltung gesundheitlicher Bedingungen in bestimmten 
Lebensphasen und den Übergängen zwischen diesen haben.“133 Stelle ein kommunales Konzept 
die Chancen für ein gesundes Aufwachsen z.B. Jugendlicher in den Mittelpunkt, so „[...] müssten 
auch die Bereiche schulische und außerschulische Bildung, Freizeit (z.B. kommunale Freizeitein-
richtungen und freie Träger der Jugendarbeit, Sportvereine, musische und kulturelle Angebote),  
[...]  eingebunden sein.134 Demnach sollten also auch Öffentliche Bibliotheken als „Kultur- und 
Bildungseinrichtungen“ integriert sein.  Insgesamt betrachtet zeigt sich eine vergleichsweise um-
fassende Perspektive, die eine Beteiligung auch Öffentlicher Bibliotheken - in Abhängigkeit der 
jeweiligen Themen, Zielgruppen und kommunalen Gegebenheiten - ebenso umschließt wie ihre 
Unterhaltsträger.
Viertens  geht es darum, an welche Zielgruppen sich integrierte kommunale Strategien der Ge-
sundheitsförderung richten. Darüber hinaus erfolgt eine inhaltliche Zusammenfassung zu den we-
sentlichen Handlungsfeldern und thematischen Schwerpunkten. Den Bezugsrahmen dazu bilden 
vor allem die im zweiten Kapitel dargestellten Inhalte. Präventionsketten adressieren im Sinne der 
einleitenden Definition „alle Altersgruppen (Kinder und Jugendliche, Erwachsene, ältere Men-
schen)“135, dies entspricht  ebenso der Haltung des Kooperationsverbundes Gesundheitliche Chan-
cengleichheit.136 Präventionsketten  richten  sich  demnach  grundsätzlich  an  alle  Menschen  der 
Kommune137. In ebenso einvernehmlicher und deutlicher Ausrichtung gilt es, „[…] die gesund-
heitlichen Chancen für Menschen in sozioökonomischen Risikolagen zu erhöhen.“138 
Die bisherige Praxis zeigt: „Die abgestimmte Gestaltung [...] ist über den gesamten Lebensverlauf  
vorstellbar, ist aber derzeit meist auf die Koordinierung der Angebote im Kinder- und Jugendalter  
ausgerichtet.“139 Als  Begründung wird die herausragende Bedeutung dieser Lebensphase ange-
führt.140 Gerade für diese Zielgruppen scheint es aufgrund der Angebotsvielfalt leichter, sich an  
bereits Vorhandenem im kommunalen Raum zu orientieren und Verbindungen zu knüpfen.141 Von 
herausragender Relevanz sind dabei die jeweiligen Übergänge zwischen den verschiedenen Le-
132 Vgl. emd.
133 RICHTER-KORNWEITZ/HOLZ/KILIAN (2017), S. 813.
134 RICHTER-KORNWEITZ/HOLZ/KILIAN (2017), S. 814.
135 BÖHME/REIMANN (2018), S. 8.
136 Vgl. KOOPERATIONSVERBUND GESUNDHEITLICHE CHANCENGLEICHHEIT (2013).
137 Vgl. emd.
138 BÖHME/REIMANN (2018), S. 8.




bensphasen.142 Erklärtes Ziel kommunaler Präventionsketten ist es, zur Gestaltung biografisch be-
deutsamer, gelingender Übergänge beizutragen und die dafür förderlichen Rahmenbedingungen 
zu schaffen.143 So gehen Kinder und Jugendliche aus erfolgreich bewältigten Übergängen „[…] 
mit einem gestärkten Selbstwertgefühl hervor, was zur Entwicklung gesundheitlicher Ressourcen 
beiträgt. Werden Übergänge vorwiegend als Belastung oder Überforderung erfahren, kann dies zu 
einem Risikofaktor für die Gesundheit mit Langzeitfolgen führen.“144 Vor allem kindzentriert wer-
den häufig folgende Handlungsfelder mit  einbezogen:  „Elternberatung und -bildung“,  „Ernäh-
rung,  Bewegung,  Gesundheit“,  „Soziale und kulturelle Teilhabe“,  „Sprachförderung für Eltern 
und für Kinder“.145 Das dargelegte Verständnis von Gesundheit, die genannten Determinanten im 
Abschnitt 2.1, stehen hierbei in direkter Verbindung mit der möglichen Bandbreite an inhaltlichen 
Zugängen, um wiederum der Komplexität von „Gesundheit“ gerecht zu werden. Dabei ist  ein  
Wechsel von der Risiko- zur Ressourcenperspektive, wie sie bereits beschrieben wurde, elemen-
tar.146 Bislang sind Präventionsketten häufig betont kindzentriert  ausgerichtet und scheinen mit 
Blick auf die ebenfalls  wichtige Rolle der Kinder-  und Jugendbibliotheksarbeit  besonders an-
schlussfähig. Das betrachtete, integrierte Handlungskonzept verfolgt einen alle Altersstufen um-
fassenden Zielgruppenanspruch und so zeigt sich ein konzeptioneller  Entwicklungsbedarf.  Mit 
Blick auf die vorherigen Ausführungen zur demografischen Entwicklung in Deutschland kann 
wiederum  auch  für  diese  Altersgruppen  grundsätzlich  auf  die  Öffentlichen  Bibliotheken  in 
Deutschland verwiesen werden. Sie „[…] stellen sich der Herausforderung des Demografischen  
Wandels [...]“147 aus ihrer Fachperspektive heraus.
Fünftens lassen sich weitere konzeptionelle Eckpunkte  wie folgt zusammenfassen. Im vorigen 
Kapitel wurde für eine Sichtweise sensibilisiert, die zwischen dem Verhalten des Einzelnen und 
den jeweiligen Lebensverhältnissen unterscheidet, die dabei in wechselseitiger Abhängigkeit zu-
einander stehen; integrierte kommunale Strategien der Gesundheitsförderung sind entsprechend 
darauf ausgerichtet, „[...] gesundheitsförderliche Lebenswelten und Angebote für alle Altersgrup-
pen (Kinder und Jugendliche, Erwachsene, ältere Menschen) zu schaffen.“148 In diesem Zusam-
menhang sind die Aktivitäten zum Auf- und Ausbau kommunaler Präventionsketten in Nordrhein-
Westfalen, hierbei das Modellvorhaben  „Kein Kind zurücklassen! Kommunen in NRW beugen 
142 Sie werden etwa vkn RICHTER-KORNWEITZ & UTERMARK io „Wersmuch Präventknfsette“ für die 
graphifche Darftellung def Handlungfsknzeptef genutzt. Der erften Lemenfphafe rund uo die Gemurt 
fklgen die jeweiligen Ümergänge zwifchen Krippe, Kita, Grundfchule,Weiterführender Schule mif hin 
zur Beruffaufmildung. 
143 Vgl. RICHTER-KORNWEITZ/HOLZ/KILIAN (2017), S. 811.
144 KOOPERATIONSVERBUND GESUNDHEITLICHE CHANCENGLEICHHEIT (2013).
145 BZGA (2013), S. 22.
146 Vgl. BZGA(2013), S. 11.
147 Vgl. mfpw. die theoatfch anfchlufffähige Pumlisatkn „Challenge accepted!“ : Bimlikthesen ftellen 
fich der Herauffkrderung def Deokgraffchen Wandelf ; Pkfitknen, Strategien, Mkdelle & Prkjeste 
vkn Hause (2014). Aufgewählte Inhalte werden an fpäterer Stelle vertet.
148 BÖHME/REIMANN (2018), S. 8.
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vor“ (KeKiz)149, zu nennen. Im Rahmen der wissenschaftlichen Begleitforschung zum Modellvor-
haben verweisen LOHSE ET AL.  (2017) mit konkreter Nennung darauf, dass „[...] bspw. die Ein-
richtung von öffentlichen Bibliotheken eine Infrastrukturmaßnahme [ist], die (auch) präventiven 
Charakter hat, weil sie jungen Menschen kostenfreien Zugang zu vielfältigen Medien- und damit  
Bildungsangeboten eröffnet.“150 Die späteren Ausführungen zu den Öffentlichen Bibliotheken er-
weitern diese hier zielgruppenspezifisch eingeschränkte Perspektive. Präventionsketten verstehen 
schließlich sich als ein wohnortnaher und niedrigschwelliger Zugang zur jeweiligen Zielgruppe.151 
Ein solche niedrigschwellige Vorgehensweise „[…] zeichnet sich dadurch aus, dass sie Zugangs-
hürden zur Maßnahme aus Perspektive der Zielgruppen reflektiert. Sie formuliert bereits in der 
Konzeption Handlungsansätze, um diese Zugangshürden zu vermeiden oder möglichst niedrig zu 
halten.“152 Auch dies lässt an späterer Stelle thematische Bezüge zu den Zielen und Aufgaben der  
Öffentlichen Bibliotheken zu.  Präventionsketten stellen schließlich den Anspruch, dieses „[…] 
unter Beteiligung derjenigen zu entwickeln, die unmittelbar betroffen sind.“153 Partizipation gilt 
als ein Schlüsselelement.154 
Sechstens geht es im nachfolgenden Abschnitt um koordinative und kooperative Anforderungen 
bei der Entwicklung von Präventionsketten. Im Mittelpunkt stehen Gesundheit und gesundheitli-
che Chancengleichheit, wie sie im Kapitel 2 vorgestellt wurden und „[...] ein gesamtstrategisches 
und koordiniertes Vorgehen sowie das Zusammenspiel verschiedener Verwaltungsressorts [...]“155 
erfordern. Dies umschließt im Wortlaut der eingangs ausgewählten Definition eine Beteiligung 
„verwaltungsexterner Akteure“ sowie die Zielgruppen selbst.156 Integrierte Handlungskonzepte, 
wie sie Präventionsketten darstellen, gelten als „wichtige Steuerungs- und Koordinierungsinstru-
mente der Gesundheitsförderung“.157 Sie weisen einen hohen Grad an Komplexität auf.158 Wie im 
bisherigen Verlauf der Arbeit deutlich wurde, erfordern integrierte kommunale Strategien der Ge-
sundheitsförderung  die  Zusammenarbeit  vieler  am  Prozess  Beteiligter.  Eine  Präventionskette 
„[…] führt die Akteure zusammen, die an ähnlichen Themen und für gleiche Zielgruppen arbei-
ten.[…] Arbeitet dagegen jedes Ressort für sich allein, können kaum Veränderungen durchgesetzt  
werden.“159 RICHTER-KORNWEITZ ET AL. betonen, dass Netzwerke als Mittel zur Gestaltung von 
149 Vgl. LANDESKOORDINIERUNGSSTELLE „KEIN KIND ZURÜCK-LASSEN! KOMMUNEN IN NRW BEUGEN VOR“ (2016). 
150 LOHSE/MEYSEN/GÖTTE/GONZÁLEZ MÉNDEZ DE VIGO/SELTMANN (2017), S. 105.
151 Vgl. BZGA (2013), S. 15.
152 KOOPERATIONSVERBUND GESUNDHEITLICHE CHANCENGLEICHHEIT (2015): Kriterien für gute Praxif der 
fkziallagenmezkgenen Gefundheitfförderung, Kriteriuo „Niedrigfchwellige Armeitfweife“, S. 27.
153 RICHTER-KORNWEITZ/HOLZ/KILIAN (2017), S. 809.
154 Emd.
155 BÖHME/REIMANN (2018), S. 8.
156 Vgl. emd.
157 KOOPERATIONSVERBUND GESUNDHEITLICHE CHANCENGLEICHHEIT (2015): Kriterien für gute Praxif der 
fkziallagenmezkgenen Gefundheitfförderung, Kriteriuo „Integriertef Handlunfgsknzept/Vernetzung“, 
S. 39.
158 Vgl. emd., S. 40.
159 BZGA (2013), S. 25.
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grundlegender Bedeutung sind.160 BÖHME & REIMANN führen weiter aus: „[…] Sie bedürfen da-
her einer Steuerungsform, die auf Kooperation und Konsensfindung basiert und sowohl horizontal 
zwischen verschiedenen Fach- und Politikbereichen als auch vertikal zwischen unterschiedlichen 
Handlungsebenen (Verwaltungsebene, intermediäre Ebene, Quartiersebene, Projektebene) koordi-
niert.“161 Präventionsketten gelten insbesondere dann als Erfolg versprechend, „[…] wenn alle den 
gemeinsamen, kooperativen Handlungsansatz mittragen.“162 Es gilt für alle Beteiligten einen Rah-
men zur langfristigen Zusammenarbeit zu schaffen und dabei für ein kooperatives Handeln zu 
motivieren. In der konzeptionellen Anfangsphase werden häufig so genannte Impulsveranstaltun-
gen initiiert. Mit Hilfe dieses elementaren Strukturelementes sollen „[…] wichtige Akteure einge-
bunden und miteinander bekannt gemacht werden.“163 Klar ist, dass das komplexe Vorhaben in 
verschiedener Hinsicht in Einklang gebracht werden muss, „[…] unterschiedliche Interessen, Zie-
le und Arbeitsweisen müssen offengelegt, erörtert und aufeinander abgestimmt bzw. synchroni-
siert, Schnittstellen und passende Formen der Zusammenarbeit gefunden werden.“164 Angespro-
chen ist damit die Frage der Steuerung und Planung des integrierten Handlungskonzeptes, die Eta-
blierung einer Koordinierungs- oder Steuerungsgruppe gilt als unabdingbar.165 Entsprechend der 
Ausführungen von RICHTER-KORNWEITZ & UTERMARK handelt es sich hierbei um durchaus sen-
sible Fragen: „Wo wird sie angesiedelt? Wer übernimmt diese Aufgabe, und wer kann/soll Mit -
glied der Steuerungsgruppe werden? Welche Bereiche sollten unbedingt gewonnen oder repräsen-
tiert werden? Wann wird dies entschieden? Wer wird in diese Entscheidung einbezogen?“166 
Insbesondere aus gesundheitswissenschaftlicher Fachperspektive wird ein deutliches Interesse am 
Zusammenwirken verschiedener Akteure geäußert. Der Begriff der Präventionskette könne mögli-
cher Weise, so RICHTER-KORNWEITZ ET AL., potentiell relevante Akteure an starre Organisations-
strukturen  und damit  wenig  Mitbestimmung erinnern,  Präventionsketten  folgen aber  vielmehr 
dem Gedanken „einer partizipativen, wertschätzenden Grundhaltung“.167 Der Bericht zur Gesund-
heit in Deutschland (2015) wiederum weist ausdrücklich auf die Notwendigkeit der Zusammenar-
beit hin. Die eingangs herangezogene Definition nennt die „verschiedenen Verwaltungsressorts“ 
gleich zu Beginn, hingegen erfolgt die Nennung von „verwaltungsexternen Akteuren/freien Trä-
gern“ zum Ende hin. Kritisch äußert ein Interviewter, dass damit möglicher Weise eine geringere 
Wertschätzung des später Genannten verbunden sei.168 Innerhalb der Fachliteratur wird nahezu 
160 RICHTER-KORNWEITZ/HOLZ/KILIAN (2017), S. 809.
161 BÖHME/REIMANN (2018), S. 5.
162 KOOPERATIONSVERBUND GESUNDHEITLICHE CHANCENGLEICHHEIT (2013).
163 BZGA (2013), S. 34.
164 BÖHME/REIMANN (2018), S. 5.
165 Vgl. BÖHME/REIMANN (2018), S. 25.
166 BZGA (2013), S. 31. Die fpäteren Aufführungen zu den förderlichen und hinderlichen Fastkren mei der 
Iopleoenterung vkn Präventknfsetten greifen diefen Theoenskoplex vertefend auf. Innerhalm der 
dargeftellten Praxifmeifpiele io Amfchnitt 4.2 werden darümer hinauf verfchiedene Strustureleoente 
und Beteiligungffkroen vkrgeftellt.
167 Vgl. RICHTER-KORNWEITZ/HOLZ/KILIAN (2017), S. 813.
168 Vgl. BÖHME/REIMANN (2018), S. 9.
30
durchgängig hervorgehoben, dass es im betrachteten Zusammenhang eine der wichtigsten Aufga-
ben ist, „[…] die bisherige, langjährige Arbeit der vielen Akteure wertzuschätzen, die in das Netz-
werk der Präventionskette eingebunden werden sollen, und in allen Formen der Zusammenarbeit 
für ein wertschätzendes Klima zu sorgen.“169 
3.2 Ausgewählte förderliche und hinderliche Faktoren im 
Entwicklungsprozess
Der folgende Abschnitt betrachtet sowohl förderliche als auch hinderliche Faktoren für die Ent-
wicklung und Umsetzung integrierter kommunaler Strategien der Gesundheitsförderung. Er folgt 
dabei vorrangig einer aus der Gesundheitswissenschaft  heraus gewachsenen Perspektive.170 Prä-
ventionsketten gelten als komplexe Gestaltungsaufgabe im kommunalen Raum und bilden gleich-
zeitig eine vergleichsweise junge Herausforderung im Bereich der Gesundheitsförderung und Prä-
vention. Es handelt es sich beim Aufbau von Präventionsketten um einen freiwilligen Beschluss 
auf kommunaler Ebene.171 Folgende Faktoren unterstützen den Entwicklungsprozess von Präven-
tionsketten. Sie werden in Anlehnung an BÖHME & REIMANN, in verkürzter Form, thematisch in 
sieben Bereiche gruppiert und im Folgenden näher erläutert. Die Auswahl bietet zu einem späte-
ren Zeitpunkt Anschlussmöglichkeiten zu den Öffentlichen Bibliotheken in Deutschland:172
• 1Kommunalpolitische Unterstützung
• Übergeordnete strategische Ziele der Kommune 
• Kooperative und partizipative Steuerungs- und Prozesskultur
• Integrierte kommunale Gesundheitsplanung 
• Verfügbare Ressourcen und zusätzliche Förder- und Finanzmittel 
• Kommunale Koordinierungsstelle
• Kooperationspartner / Erfahrungen in der Netzwerkarbeit
Die Entwicklung und Umsetzung kommunaler Präventionsketten wird umso erfolgreicher sein, je 
mehr sie die dafür  notwendige  kommunalpolitische  Unterstützung erfährt.173 Diese gilt als eine 
unabdingbare Voraussetzung, die eine ressortübergreifende Zusammenarbeit sowie Beteiligung le-
gitimiert, sie „[…] habe zentrale Bedeutung für die Bereitstellung der erforderlichen finanziellen 
und  personellen  Ressourcen“.174 Unterschieden  wird  hierbei  zwischen  der  „Rückendeckung“ 
durch die politische Leitung und einem „kommunalpolitischen Beschluss“ der jeweiligen Ent-
169 BZGA (2013), S. 26.
170 Nachfklgend werden infmefkndere die Ergemniffe und Handlungfeopfehlungen der zuvkr 
herangezkgenen Asteurfmefragung vkn BÖHME/REIMANN (2018) einmezkgen und uo weitere 
Literatur mzw. prastfche Ersenntniffe ergänzt. 
171 BzgA (2013), S. 63.
172 Vgl. BÖHME/REIMANN (2018), Amfchnitt 2.1.
173 Vgl. BÖHME/REIMANN (2018), S. 11.
174 BÖHME/REIMANN (2018), S. 11.
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scheidungsträger und Gremien, ein „kommunalpolitischer Beschluss“ sei im Sinne von mittel- 
und langfristig gedachten Entwicklungsprozessen um so förderlicher.175 
Übergeordnete strategische Ziele der Kommune erweisen sich als weiterer förderlicher Faktor im 
Entwicklungsprozess und bilden ähnlich, wie bereits zuvor ausgeführt, einen gemeinsamen „[…] 
Orientierungsrahmen für das politische und das Verwaltungshandeln in der Kommune“.176 Beiden 
Verantwortungsbereichen wird innerhalb der Konzeption eine besondere Bedeutung zugeschrie-
ben. Strategische Ziele dienen in Hinblick auf eine ressortübergreifende Zusammenarbeit und Ko-
operation als förderlich und können dazu anregen, das jeweilige Handeln im eigenen Aufgaben- 
und Wirkungsbereich ein Stück weit auch an den gemeinsamen Leitzielen zu orientieren, „[…] zu 
deren Umsetzung einen ressortspezifischen Beitrag zu leisten.“177 In diesem Zusammenhang wird 
darauf verwiesen, dass Leitzielen mit inhaltlichen und thematischen Bezügen zum Thema Ge-
sundheit eine ähnlich förderliche Wirkung zukommt.178 
Integrierte kommunale Strategien der Gesundheitsförderung zu entwickeln, bedeutet Zusammen-
arbeit. Kommunalverwaltung und Kommunalpolitik erfahren eine gesonderte Beachtung, ihnen 
kommt eine steuernde, koordinierende Funktion zu, sie haben einen maßgeblichen Einfluss auf 
die  Gestaltung gesundheitsförderlicher  Lebensverhältnisse  innerhalb der  Kommunen.179 Es  hat 
sich als günstig herausgestellt, wenn beide kooperative, partizipativ ausgerichtete Gestaltungspro-
zesse und Formen der Zusammenarbeit anstreben.180 Dies umschließt eine entsprechend gestaltete 
Zusammenarbeit zwischen einzelnen Verwaltungsressorts und Fachabteilungen, ähnliches gilt für 
den Umgang untereinander.  Wie die  bisherigen Erfahrungen belegen, gelingt dies häufig noch 
nicht wie gewünscht und wird nachfolgend im Bereich der hinderlichen Faktoren vertiefend be-
trachtet.181 Teilweise  bestehen  in  einzelnen  Kommunen  sogenannte  „integrierte  Dezernatszu-
schnitte“, sie umfassen „[…] neben dem Bereich Gesundheit weitere für die kommunale Gesund-
heitsförderung  wichtige  Verwaltungsbereiche  wie  Jugend,  Bildung/Schule  und  Soziales[...]“182 
und sind im Kontext einer fachbereichsübergreifenden Zusammenarbeit besonders anschlussfä-
hig. Es besteht zudem ein entsprechender Anspruch im Umgang mit z.B. freien Trägern, Bürgern 
und Ehrenamtlern; partizipative Strukturen gelten in diesem Sinne als förderlich.183
175 Vgl. BÖHME/REIMANN (2018), S. 11.
176 BÖHME/REIMANN (2018), S. 63.
177 BÖHME/REIMANN (2018), S. 12.
178 Entfprechend theoatfch relevant find Bereiche, die zuoindeft teilweife Bezüge zur Gefundheit der 
Bevölserung zulaffen wie mfpw. „[...] fkziale und uoweltgerechte Stadtentwicslung, 
Chancengleichheit durch Bildungfteilhame und Besäopfung vkn Kinderarout, nachhaltge Mkmilität 
[...].“ BÖHME/REIMANN (2018), S. 63.
179 Vgl. BÖHME/REIMANN (2018), S. 12.
180 Vgl. BÖHME/REIMANN (2018), S. 61.
181 Vgl. BÖHME/REIMANN (2018), S. 16f.
182 BÖHME/REIMANN (2018), S. 13.
183 Vgl. BÖHME/REIMANN (2018), S. 12.
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Allgemein beschreibt der Begriff der Gesundheitsplanung ein Instrument zur gezielten Verbesse-
rung der Gesundheitssituation184, in Bezug auf den hier betrachteten thematischen Zusammenhang 
bildet die kommunale Ebene, die Menschen in ihrem jeweiligen Lebensumfeld, den elementaren 
Bezugspunkt. Auf der Grundlage eines erweiterten Verständnisses von Gesundheit zielt eine inte-
grierte kommunale Gesundheitsplanung auf die kleinräumige Analyse bzw. Einschätzung der ge-
sundheitlichen Lage der Bevölkerung.  Die Daten verschiedener Fachbereiche einer Kommune 
sollen kontinuierlich zusammengeführt,  gemeinsame Handlungsempfehlungen daraus abgeleitet 
und gesundheitsfördernde Handlungsstrategien entwickelt werden.185 Das Konzept der kommuna-
len Präventionsketten betont das kooperative Handeln verschiedener Akteure. Demnach „[...] soll-
te  eine solche  strategische  Gesundheitsplanung auch erforderliche Koordinierungs-  und Netz-
werkstrukturen aufzeigen […].“186 
Auch die verfügbaren Ressourcen bestimmen ganz wesentlich die erfolgreiche Entwicklung und 
Umsetzung von Präventionsketten mit. Neben dem Vorhandensein ausreichender finanzieller Mit-
tel richtet sich die fachwissenschaftliche Aufmerksamkeit auf die zeitliche Dimension. Sie sei vor  
allem zu Prozessbeginn für den Erfolg „[…] eher wichtiger als finanzielle Ressourcen. Häufig 
dauerten gerade die ersten Schritte auf dem Weg zu einer solchen Strategie - z.B. die Etablierung 
einer ämterübergreifenden Zusammenarbeit  mit geeigneten Strukturen - länger als gedacht.“187 
Ähnlich verhält es sich mit Fördermitteln bzw. zusätzlichen Finanzmitteln, sie „[...] würden nicht 
nur für Maßnahmen, sondern auch für den Aufbau oder die Weiterentwicklung von Strategien und 
Strukturen benötigt.“188 Das Präventionsgesetz bietet  hier  insbesondere aus gesundheitswissen-
schaftlicher Perspektive neue Fördermöglichkeiten und Ansätze zur Kooperation.189 Die Notwen-
digkeit einer bedarfsgerechten Personalausstattung (quantitativ und qualitativ) des Gesundheits-
amtes sowie der Kommunalverwaltungen werden besonders betont.190 Um den Erfahrungsaus-
tausch und eine Kontinuität der Kooperationen zu ermöglichen, gilt gleiches auch in Hinblick auf  
die Vielzahl mitwirkender Akteure und Institutionen.
Eine Auswertung der leitfadengestützten Experteninterviews (BÖHME & REIMANN) ergibt, dass 
durch die Errichtung von kommunalen Koordinierungsstellen deutliche Vorteile für die Imple-
mentierung von Präventionsketten zu erwarten sind. Angestrebtes Ziel auf kommunaler Ebene 
sollte es sein, eine Stelle zu schaffen, „[…] die ressortübergreifende Kooperation und die Vernet-
zung verschiedener lokaler Partner koordiniert  und die ihre Arbeit  sowohl gesamtstädtisch als 
auch stadtteilbezogen ausrichtet“.191 Wichtig sei wiederum die finanzielle Absicherung sowie die 
184 Vgl. WETH (2012).
185 Vgl. BÖHME/REIMANN (2018), S. 61.
186 BÖHME/REIMANN (2018), S. 12.
187 BÖHME/REIMANN (2018), S. 13.
188 BÖHME/REIMANN (2018), S. 15.
189 Vgl. emd.
190 Vgl. BÖHME/REIMANN (2018), S. 13; 61.
191 BÖHME/REIMANN (2018), S. 63.
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personelle Kontinuität. Räumlich sollte die Koordinierungsstelle idealerweise kommunal günstig 
eingebettet sein, hier gibt es keine feste Vorgabe.192 
Zu den Gelingensfaktoren für die Entwicklung und Umsetzung integrierter kommunaler Strategi-
en der Gesundheitsförderung gehören schließlich „engagierte und kompetente Kooperationspart-
ner“ auch außerhalb der Verwaltung und Kommunalpolitik, die „[…] eigene personelle und/oder 
finanzielle Ressourcen einbringen, Verantwortung für die Mitentwicklung integrierter Strategien 
in der Kommune übernehmen [...].“193 Auch eine Mitwirkung und der Erfahrungsaustausch in 
(bundesweiten) Netzwerken sind von Bedeutung. Genannt werden z.B. das Gesunde-Städte-Netz-
werk194 und der  Partnerprozess  „Gesundheit  für  alle“  im Rahmen des  Kooperationsverbundes 
„Gesundheitliche Chancengleichheit.195 
Das bisher Gesagte bietet einen ersten Überblick über förderliche Rahmenbedingungen und Fak-
toren, die im Kontext der vorliegenden Arbeit relevant sind. BÖHME & REIMANN resümieren die 
Ergebnisse der durchgeführten Befragung dabei auf der Grundlage einer breiten fachlichen Exper-
tise wie folgt: „Als Schlüssel für die erfolgreiche Entwicklung und Umsetzung integrierter Strate-
gien kommunaler Gesundheitsförderung zeichnet sich ein integratives, kooperatives sowie strate-
gisch ausgerichtetes Selbstverständnis von Kommunalpolitik und -verwaltung ab, das mit politi-
schen Beschlüssen,  integrierenden Strukturen und ausreichenden Ressourcen untersetzt  ist.“196 
Aus den als förderlich bewerteten Einflussfaktoren lässt sich wiederum in Teilen bereits ableiten,  
welche Bedingungen sich eher hinderlich im Entstehungsprozess von Präventionsketten auswir-
ken. Um inhaltliche Überschneidungen zu vermeiden, werden nachfolgend drei repräsentative As-
pekte gesondert aufgeführt, dazu gehören:197
• Fehlen einer kommunalen Priorität für das Thema Gesundheitsförderung 
• Ressourcenknappheit 
• Entwicklungsbedarf integrierter Lösungsansätze 
192 Vgl. BÖHME/REIMANN (2018), S. 14.
193 Emd.
194 Daf Gefunde Städte-Netzwers ift ein Bündnif, an welcheo fich Kkoounen freiwillig meteiligen 
sönnen und fksuffiert die Lemenfmedingungen vkr Ort. Verfchiedene skoounalpklitfche 
Fachmereiche wie mfpw. Skzialef, Bildung und Stadtentwicslung fnden eine Erwähnung, wkmei der 
Bereich Kultur innerhalm diefer Aufzählung fehlt. Vgl. http://www.gefunde-ftaedte-
netzwers.de/index.phppid=2 [21.05.2019].
195 Die gefundheitliche Lage in Deutfchland erfkrdert wie fsizziert eine uofaffende Beteiligung mzw. 
Berücsfichtgung verfchiedener Asteure und Handlungffelder. Hier fetzt der mundefweit agierende 
Kkkperatknfvermund Gefundheitliche Chancengleichheit an, er vereint astuell 71 
Kkkperatknfpartner verfchiedener fachlicher Bereiche (u.a. Gefundheit, Skzialef, Uowelt, Bildung). 
Zuo jetzigen Zeitpunst fnden mimlikthesarifche Vermände seine Berücsfichtgung, während mfpw. die 
Vklsfhkchfchulen invklviert find. Vgl. httpf://www.gefundheitliche-chancengleichheit.de/ 
[21.05.2019].
196 BÖHME/REIMANN (2018), S. 62.
197 Vgl. BÖHME/REIMANN (2018), S. 15f.
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Gesundheitsförderung ist trotz des dargestellten Handlungsbedarfs eines unter vielen kommunal 
relevanten Themen- und Aufgabenbereichen und so variieren die jeweils prioritären Handlungs-
felder und Zielsetzungen.198 In diesem Zusammenhang wird noch einmal betont, dass das Engage-
ment im Bereich der Gesundheitsförderung nicht für den kurzfristigen kommunalpolitischen Er-
folg geeignet sei. Vielmehr erfordert das gemeinsame Engagement im Rahmen Integrierter Strate-
gien kommunaler Gesundheitsförderung Nachhaltigkeit und Langfristigkeit.199 Um die Gesund-
heit der Bevölkerung als ein gemeinsames Thema herauszustellen, wird es beim Aus- und Ausbau 
von Präventionsketten etwa als förderlich erachtet, „[…] statt Gesundheitsförderung stärker die  
Verbesserung der Lebensqualität in den Mittelpunkt der Begriffsdefinition zu stellen“.200 Dieser 
begriffliche Zugang wiederum kann hilfreich sein für eine breitere, langfristig ausgerichtete Betei-
ligung am Handlungskonzept.
Mit dem freiwilligen Entschluss zum Aufbau einer Präventionskette besteht Bedarf an personellen 
und finanziellen Ressourcen. Hinzu komme ein hoher Steuerungs- und Koordinierungsaufwand 
gerade zu Beginn des Entstehungsprozesses.201 Dies gilt grundsätzlich für alle im Prozess mitwir-
kende Akteure und Institutionen und wirkt sich nicht zuletzt auf Erfolg und Verstetigungspotenzi-
al integrierter kommunaler Strategien der Gesundheitsförderung aus.202 Integriertem Verwaltungs-
handeln wird hier ein hoher Stellenwert zugesprochen. Allerdings zeigen bisherige Erfahrungen 
diesbezüglich einen besonderen Entwicklungsbedarf auf. Als hinderlich angeführt werden derzeit 
etwa „die Versäulung der Verwaltung sowie Ressortegoismen und Zielkonflikte zwischen den ver-
schiedenen Verwaltungsbereichen.“203 Dies sollte von allen (künftigen) Beteiligten berücksichtigt 
werden. 
198 Vgl. emd.
199 Vgl. BÖHME/REIMANN (2018), S. 16.
200 BÖHME/REIMANN (2018), S. 60. 
201 Vgl. BÖHME/REIMANN (2018), S. 13; 16.
202 Vgl. emd.
203 Vgl. BÖHME/REIMANN (2018), S. 17.
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4 Öffentliche Bibliotheken in Deutschland
Im Folgenden wird die Institution Öffentliche Bibliothek in den Mittelpunkt der Betrachtungen 
gerückt.  Dabei  soll beispielhaft gezeigt werden, dass Öffentliche Bibliotheken bereits Teil inte-
grierter kommunaler Strategien der Gesundheitsförderung sind. Innerhalb der wissenschaftlichen 
Literatur beider Fachgebiete wird dies allerdings vergleichsweise allgemein gehalten. 
Demgegenüber steht der Bedarf einer abgestimmten Strategie zur bundesweiten Verbesserung von 
Gesundheit und Gesundheitschancen. Der Aufbau einer Präventionskette steht hier gleichbedeu-
tend für ein kooperatives Miteinander und Vernetzung, „Haltungen, Ziele, berufliches Selbstver-
ständnis, Handlungsempfehlungen, gesetzliche Grundlagen und berufliche/institutionelle Orien-
tierungen prägen nicht nur  (die eigenen) Tätigkeiten, sondern auch die multiprofessionelle Zu-
sammenarbeit.“204 In diesem Sinne gilt es, die Institution Öffentliche Bibliothek ein Stück weit 
vorzustellen.
Im ersten Teilkapitel wird  einleitend ein  Begriffsverständnis dargelegt. Der Abschnitt dient zu-
gleich  als  thematische Vorbereitung für die im Anschluss dargelegten bezirklichen Aktivitäten 
zum Auf- und Ausbau von Präventionsketten im Land Berlin unter Beteiligung Öffentlicher Bi -
bliotheken. Durch  eine Zusammenführung beider fachlicher Perspektiven soll an späterer Stelle 
eine Annäherung an eine Gesamtperspektive zur Gesundheitsförderung und Prävention im kom-
munalen Raum unter besonderer Berücksichtigung der Öffentlichen Bibliotheken in Deutschland 
gelingen. Die bisherigen konzeptionellen Ausführungen zum Auf- und Ausbau von Präventions-
ketten sowie ausgewählte förderliche als auch hinderliche Faktoren im Entwicklungs- und Verste-
tigungsprozess spiegeln sich in der thematischen Schwerpunktsetzung wieder.
4.1 Einführung und Begriffsverständnis
Öffentliche Bibliotheken sind Einrichtungen der kommunalen Infrastruktur und der am häufigsten 
vertretene Bibliothekstyp in Deutschland. Hier zählen sie zu den am meisten besuchten Kultur- 
und  Bildungseinrichtungen.205 Eine erste begriffliche Einordnung erfolgt mittels der Richtlinien 
der IFLA:
„Eine Öffentliche Bibliothek ist  eine Einrichtung,  die von der Öffentlichen Hand eta-
bliert,  unterstützt und finanziert wird, sei es durch eine lokale, regionale oder nationale  
Behörde oder eine andere öffentliche Einrichtung. Sie bietet mittels verschiedenster Me-
dien und Dienstleistungen Zugang zu Wissen, Information und Kreativität und steht der  
gesamten Öffentlichkeit offen, unabhängig von Rasse, Nationalität, Alter, Geschlecht, Re-
204 BzgA (2013), S. 36.
205 Vgl. SEEFELDT, (2017).
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ligion, Sprache, Behinderung, wirtschaftlichem und beruflichem Status, Beschäftigungs-
situation und Ausbildung.“206 
Sie diene dazu „ [...] die Bedürfnisse von Einzelpersonen oder Gruppen nach Bildung, Informati-
on und persönlicher Entwicklung, sowie nach Freizeitgestaltung und Unterhaltung zu erfüllen.“ 207 
Ergänzend kann angeführt werden, dass insbesondere der digitale Medienwandel eine Anpassung 
und Neuausrichtung dieser Angebote erforderlich macht. Eine erhöhte Aufmerksamkeit innerhalb 
des Fachdiskurses kommt dabei auch der „Bibliothek als Ort“ zu.208 Dies umschließt etwa ihre 
bauliche bzw. räumliche Gestaltung, ihre Nutzung bei gleichzeitig guter Angebots- und Aufent-
haltsqualität. Sie gehören dabei zu den nicht kommerziellen Einrichtungen im öffentlichen Raum, 
durch wohnortnahe und niedrigschwellige Angebote möchten sie den in den Richtlinien formu-
lierten, umfassenden Zielgruppenansprüchen gerecht werden.209 „Gerade in [...] meist auch wirt-
schaftlich benachteiligten Regionen kommt Bibliotheken neben der Bereitstellung von Bildungs- 
und Qualifizierungsangeboten die wichtige Funktion eines (oft einzigen) öffentlichen Orts der Be-
gegnung, des Austauschs, der kulturellen Entfaltung und der gesellschaftlichen Meinungsbildung 
zu.“210 Eine Diskrepanz zur derzeitigen bibliotharischen Praxis wird, mit Verweis auf unterschied-
liche Gründe211, innerhalb der Fachliteratur vielfach betont und an späterer Stelle vertieft.  Vor al-
lem der bibliothekarisch geführte Fachdiskurs über Bildungsgerechtigkeit und Chancengleichheit 
erscheint im thematisch betrachteten Zusammenhang besonders anschlussfähig. Das in Deutsch-
land in  den  1970er-  und  1980er-Jahren  verfolgte  Konzept  „Sozialer  Bibliotheksarbeit“  fragte 
bspw. danach, wie Öffentliche Bibliotheken „Benachteiligten zu mehr Chancengleichheit verhel-
fen können.“212 Neuere Literatur zum Thema formuliert dahingehend ein Verständnis, „[…] dass 
es im Kern um nichts anderes als öffentliche Bibliotheksarbeit geht.“213 Zudem bestimmen Fragen 
der Bildungsgerechtigkeit und Chancengleichheit maßgeblich den Fachdiskurs mit.214
Im zeitlichen Verlauf zeigt sich bis heute ein stetiger Rückgang der Anzahl Öffentlicher Bibliothe-
ken in kommunaler Trägerschaft. So gab es in Deutschland nach Angaben der Deutschen Biblio-
theksstatistik (DBS) im Jahr 2015 rund 9.858 öffentliche Bibliotheksstandorte aller Träger insge-
samt, auf die Städte, Gemeinden und Landkreise entfielen dabei 4.982 kommunale Bibliotheks-
standorte.215 Sie gehören zu den freiwilligen Selbstverwaltungsaufgaben der Kommunen, eng da-
206 IFLA (2001), S. 1.
207 IFLA (2001), S. 1-2.
208 Vgl. BARTH (2015), S. 427f. In Bezug auf die Öfentliche Bimlikthes alf Lernkrt fei auf die Pumlisatkn 
vkn STANG/UMLAUF (2018) verwiefen.
209 Vgl. HARTMANN (2017), S.235.
210 SIMON-RITZ (2014), S. x.
211 Vgl. HARTMANN (2017), S.235f.
212 RÖSCH (2014), S. 11.
213 SCHULZ (2009), S. 9.
214 Vgl. mfpw. die theoatfch anfchlufffähige Pumlisatkn Teilhame. Verfprechenp! : Difsurfe ümer 
Chancen- und Bildungerechtgseit, sulturelle Bildung und Bildungfmündniffe vkn 
Hümner/Kelm/Schönfeld/Ullrich (2017).
215 Vgl. SEEFELDT (2017).
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mit  verknüpft  sind  ihre  zukünftigen Handlungsperspektiven und Gestaltungsmöglichkeiten im 
kommunalen Raum. Die bibliothekarischen Verbände und Interessensvertreter streben eine Verab-
schiedung von Bibliotheksgesetzen auf Länderebene an. Damit verbunden sind die Forderungen 
nach verbindlichen Ausstattungs-, Leistungs- und Finanzierungsstandards. Eine entsprechend bin-
dende Grundlage zeichnet sich Deutschlandweit derzeit nicht ab. Zentral ist damit die Frage nach 
der Zukunft Öffentlicher Bibliotheken, im aktuellen Fachdiskurs wird zugleich ihre Rolle für die 
Gesellschaft thematisiert und intensiv diskutiert.216 
Innerhalb dieser Arbeit liegt eine Betonung auf Institutionen in staatlicher bzw. kommunaler Trä-
gerschaft,  als einem Teilbereich der Öffentlichen Bibliotheken. Sie bilden gemeinsam mit z.B. 
Staats-, Universitäts-, Hochschul-, Fach-, Schul-, Musik-, Gefängnis- und Patientenbibliotheken 
wie ebenso Öffentlichen Bibliotheken in nicht-staatlicher, kirchlicher oder freier Trägerschaft die  
bibliothekarische Vielfalt in Deutschland. Es ist damit keinesfalls ausgeschlossen, dass auch sie 
für den Auf- und Ausbau von Präventionsketten grundsätzlich von Relevanz sind, vielmehr impli-
ziert das vorgestellte integrierte Handlungskonzept - in Abhängigkeit der Themen und Zielgrup-
pen - eine mögliche Beteiligung. Die vorgestellten Aktivitäten zum Aufbau von Präventionsketten 
im Land Berlin, hierbei unter Beteiligung Öffentlicher Bibliotheken, wurden im Prozess der The-
menfindung zur vorliegenden Arbeit eher zufällig entdeckt. Dies war ausschlaggebend für die ein-
gehendere  Betrachtung der  Öffentlichen  Bibliotheken in  kommunaler  bzw.  staatlicher  Träger-
schaft. Auch argumentativ bietet es sich hier an, denn die Förderung und der Schutz der Gesund-
heit sind zugleich (auch) eine öffentliche Aufgabe.
4.2 Präventionsketten in Berlin  unter Beteiligung Öffentlicher Biblio-
theken
Zwei Beispiele aus der praktischen Umsetzung verdeutlichen, dass Öffentliche Bibliotheken Teil 
einer integrierten kommunalen Strategie zur Verbesserung von Gesundheit und Gesundheitschan-
cen sind. Diese bilden ein vergleichsweise noch junges Forschungsgebiet im Bereich der Gesund-
heitsförderung und Prävention. Öffentliche Bibliotheken finden innerhalb der wissenschaftlichen 
Reflexion bislang wenig Beachtung. Im Folgenden dient der Internetauftritt des Kooperationsver-
bundes Gesundheitliche Chancengleichheit mit seiner Koordinierungsstelle im Land Berlin und 
einer Übersicht zum Aufbau von Präventionsketten in den Berliner Bezirken als Einstieg. 217 Er 
empfiehlt sich an dieser Stelle, da für fast alle 12 Berliner Bezirke weiterführende Informationen 
216 Mit diefen Fragen mefchätigte fich sürzlich auch die internatknale Zusuntfsknferenz für Öfentliche 
Bimlikthesen, die Next Limrary® Cknference. Sie fand io Hermft vergangenen Jahref erftoalig in Berlin 
ftatt und fragt emenfk nach den Rkllen und Pktenzialen vkn Öfentlichen Bimlikthesen in der heutgen 





zu den  jeweiligen bezirklichen Aktivitäten zum Auf- und Ausbau von Präventionsketten doku-
mentiert sind.218 So heißt es hier:
„Das Land Berlin, hier die Senatsverwaltung für Gesundheit, Pflege und Gleichstellung  
(Sen GPG) und die Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und Wohnen (SenStadtWohn)  
sowie die gesetzlichen Krankenkassen und Krankenkassenverbände (GKV) unterstützen  
den  Ausbau  der  Präventionsketten  auf  bezirklicher  Ebene  als  erklärtes  strategisches  
Ziel.“219 
Die bezirkseigenen Aktivitäten unterscheiden sich dabei voneinander. Es bestehen Unterschiede 
innerhalb der ausgewählten inhaltlichen Schwerpunkte und im Vorgehen. Einige Bezirke können 
auf langjährige Erfahrungen in der Konzeption von Präventionsketten zurückgreifen, andere Be-
zirke stehen nach eigenen Angaben erst am Beginn des Entwicklungsprozesses.220 In der vorlie-
genden Arbeit ist vor allem von Relevanz, ob Öffentliche Bibliotheken in die bestehenden Aktivi-
täten mit eingebunden sind. Mit Hilfe des gewählten Sucheinstieges wurden im folgenden die di-
gital bereitgestellten Dokumente, Informations- und Arbeitsmaterialien für die hier vertretenen 11 
Berliner  Bezirke  mit  Blick  auf  die  Begrifflichkeiten  „Öffentliche  Bibliothek(en)“,  „Biblio-
thek(en)“ bzw. „Kultur- und Freizeiteinrichtung(en)“ selektiv durchgesehen. Es konnten mindes-
tens zwei Präventionsketten identifiziert werden, in denen Öffentliche Bibliotheken konzeptionell 
berücksichtigt werden.221 Diese werden nachfolgend vorgestellt. 
4.2.1 „Bildungsnetzwerk Südliche Friedrichstadt“
Im Jahr 2009  wurde das  Bildungsnetzwerk Südliche Friedrichstadt  gegründet. Es  war zunächst 
das erklärte gemeinsame Ziel, allen Kindern und Jugendlichen der Bezirksregion I gute und glei-
che Bildungschancen zu eröffnen.222 Das Konzept ist heute mit Teil der bezirklichen Aktivitäten 
zum Auf- und Ausbau von Präventionsketten, „[…] Bildung und Gesundheit gemeinsam zu den-
218 Einzig für den Bezirs Steglitz-Zehlendkrf find an diefer Stelle seine Astvitäten zuo Aufau vkn 
Präventknfsetten verzeichnet. Vgl. emd. [21.03.2019]. 
219 Vgl. emd. [21.03.2019].
220 Theoatfch geht ef mfpw. io Handlungffeld „Gefund io Alter“ uo die Bereiche Bewegung, 
Partzipatkn und Verfkrgung (Lichtenmerg), häufg richten fich die mezirslichen Astvitäten an den 
Faoilien, Kindern und Jugendlichen auf (u.a. Charlkttenmurg-Wiloerfdkrf und Marzahn-Hellerfdkrf.). 
Die angeftremte Vermefferung vkn Bildungfchancen ift ein zentraler Bezugfpunst, fk auch innerhalm 
der meiden exeoplarifch aufgewählten mezirslichen Präventknfsetten, vgl. 
httpf://www.gefundheitliche-chancengleichheit.de/merlin/aufgamen-angemkte-und-
fchwerpunste/praeventknfsetten-in-merlin/ [21.03.2019].
221 Die Astvitäten zuo Aufau meider Präventknfsetten find jeweilf uofaffend dksuoentert und 
öfentlich zugänglich geoacht. Aufgrund einer Vielzahl an vkrliegenden Dksuoenten, deo fehr 
unterfchiedlichen mezirslichen Vkrgehen fkwie deo prkzeffhaten Charaster sann seine geficherte 
Auffage darümer getrkfen werden, km die aufgewählten Beifpiele einen amfchließenden Charaster 
hamen.
222 Vgl. http://www.mildungfnetzwers-füdliche-friedrichftadt.de/ [18.04.2019]. Vkr alleo die fkzik-
ösknkoifche Strustur io Gemiet ift vkn mefknderer Relevanz. Daf Bildungfnetzwers fsizziert eine 
prkmleoatfche Aufgangflage auf Grund einef fehr hkhen Anteilf vkn Kinder und Jugendlichen oit 
Migratknfhintergrund und zuo Teil darauf refulterenden erfklglkfen fchulifchen Laufahnen.
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ken ist Schwerpunkt seit 2014.“223 Dem Bildungsnetzwerk Südliche Friedrichstadt liegt ein päda-
gogisches Konzept, der  Early Excellence Ansatz224, zugrunde. Im Zuge der Bemühungen um eine 
Erweiterung von Bildungschancen wird die Initiierung und Intensivierung der Zusammenarbeit  
aller relevanten Akteure innerhalb der Südlichen Friedrichstadt verfolgt.225 Handlungsleitend ist 
es, vorhandene Ressourcen und Potenziale im Quartier entsprechend der dargelegten Ziele in ei-
ner abgestimmten Weise zu nutzen. Es gilt dabei einen Rahmen zur lokalen Vernetzung und Zu-
sammenarbeit zu schaffen.226 Im Bildungsnetzwerk Südliche Friedrichstadt sind eine Vielzahl von 
Akteuren beteiligt, darunter beispielsweise lokal ansässige Kitas und Schulen, Familienzentren, 
das Jugendamt, Einrichtungen der Wohlfahrtspflege und Quartiersentwicklung, interkulturelle und 
intergenerative Vereine.227 Mit Hilfe des Webauftrittes zum Bildungsnetzwerk lässt sich die Betei-
ligung auch Öffentlicher Bibliotheken ein Stück weit nachzeichnen. 
Innerhalb der Bezirksregion I, im Haus der Amerika-Gedenkbibliothek (AGB), ist die Kinder- 
und Jugendbibliothek „Hallescher Komet“ mit dem Lernzentrum angesiedelt.228 Sie ist aktuell im 
Bildungsnetzwerk eingebunden.229 Auch die Bona-Peiser-Bibliothek in der Kreuzberger Oranien-
straße schloss sich vielen weiteren Trägern und Akteuren an, „[...] um die Bildungschancen der 
Kinder in dieser Region zu verbessern.“230 Sie wurde aufgrund des vom Berliner Senat verordne-
ten Personalabbaus im Jahr 2016 geschlossen.231 Ihre Bedeutung im Bildungsnetzwerk und ihr 
möglicher Beitrag für verbesserte Bildungs- und Gesundheitschancen lässt sich so nur rückbli -
ckend erfassen. Mit der Standortentscheidung für den Neubau der Zentral- und Landesbibliothek 
am Blücherplatz gehört die Kinder- und Jugendbibliothek „Hallescher Komet“ dagegen auch zu-
künftig zur Südlichen Friedrichstadt.232 Zur näheren Bestimmung der inhaltlich-konzeptionellen 
223 Vgl. httpf://www.gefundheitmm.de/Bildungfnetzwers-Suedliche-Friedrichftadt.1545.0.htol 
[18.04.2019].
224 Für eine aufführliche Darlegung zuo pädagkgifchen Urfprung diefef Kknzeptf vgl. httpf://early-
excellence.de/sknzept/. Eine Betknung liegt vkr alleo auf den individuellen Stärsen und Reffkurcen 
eine jeden Kindef, vgl. auch den Handlungfleitaden Südliche Friedrichftadt (2009), S. 6.
225 Vgl. Handlungfsknzept (2009), S. 5, verfügmar unter: http://www.mildungfnetzwers-füdliche-
friedrichftadt.de/ [18.04.2019].
226 Vgl. http://www.mildungfnetzwers-füdliche-friedrichftadt.de/ [18.04.2019].
227 Astuell meteiligen fich in etwa 65 Partner ao Netzwers, vgl. http://www.mildungfnetzwers-füdliche-
friedrichftadt.de/ (Reiter: Partner), [18.04.2019].
228 Die Kinder- und Jugendmimlikthes „Hallefcher Kkoet“ ift Teil der öfentlichen Zentralmimlikthes def 
Landef Berlin (Zentral- und Landefmimlikthes Berlin / ZLB). Diefe gilt infgefaot alf die größte 
öfentliche Bimlikthes in Deutfchland, erfüllt entfprechende landefmimlikthesarifche Aufgamen und 
verteilt fich derzeit auf zwei Berliner Standkrte. Sie ift deo Vermund der öfentlichen Bimlikthesen 
Berlinf (VÖBB) angefchlkffen.
Vgl. httpf://www.zlm.de/uemer-unf/uemer-unf/uemer-unf.htol [18.04.2019]. 
229 Vgl. http://www.mildungfnetzwers-füdliche-friedrichftadt.de/ (Reiter: Partner), [18.04.2019]. 
230 http://www.paritaet-alfkpfeg.de/index.php/dkwnlkadfnew/theoenuemergreifend/768-newfletter-  
der-fachftelle-fuer-praeventkn-und-gefundheitffkerderung-io-land-merlin-aufgame-02-2009/fle, S. 
8, [15.02.2019].
231 Vgl. zuo Hintergrund der Schließung: httpf://pklits-mei-unf.de/fle/561de75c1ae6a04e69c7cf2f 
[21.05.2019].
232 Online verfügmar: 
httpf://www.merlin.de/rmofszl/astuellef/preffeoitteilungen/2018/preffeoitteilung.713553.php 
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Beteiligung beider Bibliotheken wird einleitend der Webauftritt des Bildungsnetzwerkes genutzt.  
Neben einer Vorstellung der beteiligten Bildungspartner und bereits umgesetzter Projekte werden 
hier das zugrunde liegende Handlungskonzept und beide Fortschreibungen in digitaler Form be-
reitgestellt.233 Diese umreißen die bezirkliche Ausgangssituation, legen das konzeptionelle Ver-
ständnis dar, bieten einen Einblick in prioritäre Handlungsfelder sowie in die Gestaltung der Zu-
sammenarbeit aller Beteiligten im Bildungsnetzwerk. Die vier Strukturelemente - Steuerungsrun-
de, Plenum, Werkstattgespräche und themenbezogene Kleinst- und Mikroprojekte - bilden hierbei 
einen übergeordneten Rahmen.234  
Das Vorhaben konzentriert sich auf zunächst vier Handlungsfelder, dazu gehören u.a. die Bereiche 
„Bildungswegbegleitung,  Sprachförderung  und  Elternpartizipation“,  eine  „Öffnung  von  Kitas, 
Schulen, Sportstätten und anderen Bildungseinrichtungen zum Quartier“ wird angestrebt.235 In ih-
rer Funktion als meistgenutzte Kultur- und Bildungseinrichtungen Deutschlands236, entsprechend 
ihrer Aufgabenfelder sowie der räumlichen Zugehörigkeit  zur Südlichen Friedrichstadt  scheint 
eine Beteiligung Öffentlicher Bibliotheken naheliegend. Dies bestätigt  sich z.B. durch die na-
mentliche Nennung im „Plenum“ und einer Berücksichtigung des Fachbereiches Kultur innerhalb 
der „Steuerungsgruppe“.237 Beide Fortschreibungen des Handlungskonzeptes zum „Bildungsnetz-
werk Südliche Friedrichstadt“ erfolgen jeweils unter Beibehaltung der genannten Steuerungsele-
mente, teils unter veränderten oder auch verfestigten Akteurs- und Beteiligungskonstellationen.238 
Die Institution Bibliothek als Kultur- und Bildungseinrichtung wird über die erste Laufzeit des 
Modellvorhabens hinaus als Kooperationspartner aufgeführt, sie ist im „Plenum“ eingebunden.239 
Hingegen findet der Fachbereich Kultur ab dem Jahr 2013 innerhalb der „Steuerungsgruppe“ des 
Bildungsnetzwerkes keine namentliche Erwähnung mehr.240 Mit der konzeptionellen Fortschrei-
bung liegt erneut ein Handlungsschwerpunkt im Bereich der Sprachbildung, in der „Anregung 
von lustvollen Lernprozessen und Sprachanlässen“ in Verbindung mit einem Bibliotheksbesuch.241 
233 Vgl. http://www.mildungfnetzwers-füdliche-friedrichftadt.de/, Handlungfsknzept (2009), 
Handlungfsknzept 2. Fkrtfchreimung (2013-2015), Handlungfsknzept 3. Fkrtfchreimung (2016-2018) 
[18.04.2019].
234 Vgl. die erläuternde Darftellung io Handlungfsknzept (2016-2018), S. 10. Beide davkr zu Grunde 
liegende Handlungfsknzepte nutzen grundfätzlich die gleichen Steuerungfeleoente, die inhaltlichen 
Befchreimungen und aufgeführten Asteure variieren in Teilen, vgl. Handlungfsknzept (2009) und 
Handlungfsknzept (2013-2015), jeweilf S. 8. Verfügmar unter http://www.mildungfnetzwers-füdliche-
friedrichftadt.de/ [18.04.2019].
235 Vgl. Handlungfsknzept (2009), S. 12. Verfügmar unter http://www.mildungfnetzwers-füdliche-
friedrichftadt.de/ [18.04.2019].
236 Vgl. httpf://mimlikthesfpkrtal.de/infkroatknen/mimlikthesflandfchat/kefentliche-mimlikthesen/ 
[15.05.2019].
237 Vgl. Handlungfsknzept (2009), S. 8. Verfügmar unter http://www.mildungfnetzwers-füdliche-
friedrichftadt.de/ [18.04.2019].




241 Vgl. Handlungfsknzept (2013-2015), S. 18 und Handlungfsknzept (2016-2018), S.26. Verfügmar unter 
http://www.mildungfnetzwers-füdliche-friedrichftadt.de/ [18.04.2019].
41
Ziel ist zudem die Verbreitung des bundesweiten frühkindlichen Leseförderprogramms „Lesestart 
- Drei Meilensteine für das Lesen“242 in Kooperation mit Bibliotheken.243 
Einleitend wurde bereits betont, dass seit dem Jahr 2014 innerhalb der Südlichen Friedrichstadt 
Bildungs- und Gesundheitschancen konzeptionell verbunden werden: „Die Gesundheitsförderung 
soll im Rahmen des Bildungsnetzwerks als  Querschnittsthema mitgedacht werden.“244 Der hier 
vorliegende Handlungsleitfaden skizziert ein im Abschnitt 2.1 dargelegtes Gesundheitsverständ-
nis, dies berücksichtigt u.a. „Bildung, angemessene Wohn-, Arbeits- und Umweltbedingungen so-
wie soziale Beziehungen“.245 Derart wurde es im Kapitel 2 der vorliegenden Arbeit eingeführt. Im 
Rahmen der gewählten theoretischen Erschließung lässt sich an dieser Stelle nicht weiter nach-
vollziehen, ob dies zu neuen oder veränderten Angeboten der beteiligten Bibliotheken führt(e).  
Eine  abschließende  Recherche  auf  der  Bibliothekswebsite  der  Kinder-  und  Jugendbibliothek 
„Hallescher Komet“ ergibt keine weiterführenden Informationen zu ihrer Mitwirkung am „Bil-
dungsnetzwerk Südliche Friedrichstadt“.246 Die  Beteiligung Öffentlicher  Bibliotheken kann im 
thematischen Zusammenhang ein Stück weit nachvollzogen werden. Die Kinder- und Jugendbi-
bliothek „Hallescher Komet“ ist Teil einer integrierten kommunalen Strategie als Beitrag zur Ver-
besserung von Gesundheit und Gesundheitschancen. Um einen genaueren Einblick zu gewinnen, 
böten sich über die gewählte theoretische Erschließung hinaus z.B. weiterführende Experteninter-
views an.
Es folgt erneut ein thematischer Rückbezug zur Bibliothekswebsite der Kinder- und Jugendbiblio-
thek „Hallescher Komet“.  Eine  Volltextsuche  mit  den  Begriffen  „Bildungsnetzwerk  Südliche 
Friedrichstadt“ bzw. „Bildungsnetzwerk“ ergab keine weiterführenden Informationen.  Mit dem 
Suchbegriff  der „Südlichen Friedrichstadt“ gelangt  man jedoch zum Themenraum „Bibliothek 
findet Stadt - Stadt findet Bibliothek“.247 Er steht im Zusammenhang mit den Planungen für den 
Neubau der Zentral- und Landesbibliothek und eröffnet u.a. Partizipationsmöglichkeiten im Ent-
wicklungsprozess. Es werden „Ideen, Meinungen, Anregungen und Wünsche für die neue ZLB 
gesammelt.“248 Der Neubau gilt kultur- und stadtentwicklungspolitisch als wichtiger Impuls und 
242 Daf Bundefprkgraoo fksuffiert auf die frühsindliche Sprach- und Lefeförderung. Daf 
Bimlikthesfpkrtal verweift auf eine Vielzahl meteiligter Öfentlicher Bimlikthesen deutfchlandweit. Vgl. 
httpf://mimlikthesfpkrtal.de/infkroatknen/prkjeste-saopagnen/lefeftart/ [21.05.2019].
243 Vgl. Handlungfsknzept (2016-2018), S.26. Verfügmar unter http://www.mildungfnetzwers-füdliche-
friedrichftadt.de/ [18.04.2019].
244 Handlungfsknzept (2016-2018), S. 12. Verfügmar unter http://www.mildungfnetzwers-füdliche-
friedrichftadt.de/ [18.04.2019].
245 Emd., S. 15.
246 Vgl. den Internetautritt der Bimlikthes verfügmar unter 
httpf://www.zlm.de/sijumi/jugendmimlikthes.htol. Nemen deo Katalkg sann emenfk die 





Aufwertung des Bereiches am Mehring- und Blücherplatz.249 Geplant ist „[…] eine Bibliothek für 
Alle,  die  niemanden  ausschließt“250 Ihre  Umgestaltung  und konzeptionelle  (Neu)-Ausrichtung 
wirkt in die Südliche Friedrichstadt hinein. Über die dritte Fortschreibung des Handlungskonzep-
tes zum Bildungsnetzwerk hinaus wird ein hoher Bedarf formuliert, die Perspektiven für Famili -
en, Kinder und Jugendliche im Gebiet der Südlichen Friedrichstadt nachhaltig zu verbessern. Dies 
kann „[...] nur durch die Zusammenarbeit aller zu beteiligenden Ressorts und Einrichtungen - mit  
der Einbeziehung aller geeigneten Ressourcen - gelingen [...]“251 Mit der Standortentscheidung für 
den Neubau der Zentral- und Landesbibliothek innerhalb der Südlichen Friedrichstadt bietet sich 
eine langfristige  Perspektive  für  die  ressortübergreifende  Zusammenarbeit  zur  Verwirklichung 
von Bildungs- und Gesundheitschancen.
Anders  gestaltete  sich die Mitwirkung im „Bildungsnetzwerk Südliche Friedrichstadt“  für  die  
Bona Peiser Bibliothek, die im Jahr 1964 errichtete Stadtteilbibliothek in der Oranienstraße 72. 
Das Bezirksamt Friedrichshain-Kreuzberg von Berlin veranlasste die Schließung des Bibliotheks-
standortes  endgültig  im  Jahr  2016. Der  Anwohnerprotest  fand  Ausdruck  in  der  gegründeten 
„Bürgerinitiative gegen die Schließung der Bona-Peiser-Bibliothek“, „[…] die seit 50 Jahren der 
kulturelle  Mittelpunkt  der  Otto-Suhr-  und  Springsiedlung  ist,  Kindern  und  Erwachsenen  den 
Zugang zu  Büchern,  neuen Medien  und Informationen vermittelt  und für  alle  Bewohner  des 
Stadtteils einen lebendigen Ort der Kommunikation und Integration darstellt.“252 Die  Initiative 
verweist auf  deutliche  Konsequenzen  für die im Kiez lebende Bevölkerung. Für viele Kinder, 
Kindergartengruppen und  Schulklassen  sowie  für  ältere  Menschen  ist  die  unmittelbare 
Wohnortnähe ein ausschlaggebendes Kriterium für einen Bibliotheksbesuch, die nächstgelegene 
Bibliothek,  die  Mittelpunktbibliothek  in  der  Adalbertstraße,  zu  weit  entfernt.253 Ähnliche 
Entwicklungen kommunal getragener Öffentlicher Bibliotheken sind in ganz Deutschland zu ver-
zeichnen.  Der Landesrechnungshof Berlin sieht  bspw. große Einsparpotenziale im System der  
bezirklichen  Bibliotheken;  er  sprach  sich  im  Jahr  2007  für  eine  Halbierung des  öffentlichen 
Berliner  Bibliotheksnetzes  von  82  auf  bis  zu  42 Standorte  aus.254 Ein  Stück  weit  positivere 
Zukunftsaussichten wurden  mit  der  „Zukunftsstrategie  für  die  Berliner  Öffentlichen 
Bibliotheken“ aus  dem Jahr  2016 formuliert.  Demnach gehören sie  „[…] zu den wichtigsten 
Kultur- und Bildungseinrichtungen in der wachsenden Stadt. […].“255 Ein Schwerpunkt liegt auf 
249 Vgl. httpf://www.merlin.de/rmofszl/astuellef/preffeoitteilungen/2018/preffeoitteilung.713553.php 
[21.05.2019].
250 httpf://www.zlm.de/uemer-unf/prkjeste/neumauprkjest/geoeinfao-entwicseln.htol   [21.05.2019].
251 Handlungfleitaden (2016-2018), S. 33. Verfügmar unter http://www.mildungfnetzwers-füdliche-
friedrichftadt.de/ [18.04.2019].
252 httpf://www.cdu-friedrichfhain-sreuzmerg.de/ioage/inhalte/fle/Einwkhner-  
AntragEBknaPeiferBimlikthes.pdf  [18.04.2019].
253 Vgl. emd.
254 Vgl. Rechnungfhkf vkn Berlin (2007).
255 httpf://www.merlin.de/fen/archiv/sultur-2011-2016/2016/preffeoitteilung.498512.php   [21.05.2019].
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digitalen  Medien,  Angeboten  und den  entsprechenden technischen Rahmenbedingungen.256 So 
soll es gelingen „[…] auch künftig die Teilhabe für alle Bibliotheksnutzer an Bildungschancen 
und der Welt digitaler Medien (zu) garantieren.“257 
4.2.2 „Neuköllner Präventionskette“
Der folgende Abschnitt stellt in etwas kürzerer Form, mit ähnlichem bibliothekarischen Bezug, 
die Aktivitäten des Bezirkes Neukölln zum Aufbau einer den ganzen Bezirk umfassenden Präven-
tionskette vor. Das Handlungskonzept konzentriert sich zunächst auf die frühen Lebensphasen, 
von der Geburt und Elternschaft hin zum Eintritt in Kita und Schule, dabei kommt den jeweiligen 
Übergängen eine besondere Beachtung zu.258 Mit der „Neuköllner Präventionskette“ wird eine in-
tegrierte Gesamtstrategie beschrieben mit dem Ziel, „[…] allen Familien die Teilhabe an Bildung,  
gesundheitlicher und psychosozialer Entwicklung [zu] ermöglichen“.259 Zum Konzeptgebiet gehö-
ren insgesamt vier bezirkliche Bibliotheksstandorte: die Helene-Nathan-Bibliothek, die Stadtteil-
bibliothek  Britz  Süd,  die  Stadtteilbibliothek  im  Gemeinschaftshaus  sowie  die  Stadtteil-  und 
Schulbibliothek Rudow.260 
Ein  entscheidender  Impuls  des  bezirklichen Engagements  zum Aufbau einer  Präventionskette 
ging dabei von der 1. Neuköllner Gesundheitskonferenz (2010) und den Daten zur Kindergesund-
heit im Bezirk aus.261 Es ist festzuhalten: „Neukölln war 2010 somit der Berliner Bezirk mit den 
meisten Einschülern mit  Übergewicht  oder Adipositas,  mit dem schlechtesten Zahnstatus,  den  
meisten Raucher-Haushalten, mit den meisten sprachlichen Entwicklungsauffälligkeiten und den 
geringsten deutschen Sprachkenntnissen.“262 Der Bezirk verfolgt nach eigenen Angaben „erstma-
lig eine abgestimmte, organisierte, strukturierte und ressortübergreifende Form der Zusammenar-
beit, um die bereitgestellten Ressourcen zweckmäßig und effizient einzusetzen“.263 
Der Aufbau der Neuköllner Präventionskette orientiert sich dabei grundsätzlich an bereits vorhan-
dener bezirklicher Strukturen und Angebote, konzeptionell wird „[...] die Bereitstellung und Wei-
terentwicklung zielgruppenspezifischer Angebote und die Entwicklung innovativer Zugangswe-
256 Vgl. httpf://www.merlin.de/fen/archiv/sultur-2011-2016/2016/preffeoitteilung.498512.php 
[21.05.2019]. Damei heißt ef u.a.: „Die digitale Stärsung der Öfentlichen Bimlikthesen Berlinf ift ein 
dringend erfkrderlicher Schritt […] Sk mleimen die Berliner Bimlikthesen auch zusüntig in ihreo 
Medienangemkt vielfältg und astuell.“ 
257 Emd.




260 Vgl. httpf://www.merlin.de/ftadtmimlikthes-neuskelln/mimlikthesen/ [21.03.2019].
261 Vgl. Handlungfleitaden zur Neusöllner Präventknfsette (2010), verfügmar unter 
httpf://www.gefundef-neuskelln.de/ [21.03.2019].
262 Emd. S. 9.
263 Handlungfleitaden zur Neusöllner Präventknfsette (2012), S. 4. Verfügmar unter 
httpf://www.gefundef-neuskelln.de/ [21.03.2019].
44
ge“264 verfolgt. Eine jährlich stattfindende bezirkliche Präventionskonferenz dient dem Austausch, 
der Vernetzung und Prozessentwicklung.265 Das Bezirksamt Neukölln von Berlin, hier die Abtei-
lung Jugend und Gesundheit, begrüßt ausdrücklich eine breite Beteiligung am Auf- und Ausbau 
der Neuköllner Präventionskette.266 Der zugehörige Internetauftritt  zum Vorhaben verweist auf 
ihre zentralen Bausteine - die „App Gesundes Neukölln“, den „Neuköllner Familiengutschein“, 
das „Neuköllner Begrüßungspaket“ und auf verschiedene Broschüren und Projekte267 - er bietet 
ebenso Zugriff auf die zentrale Angebotsdatenbank „Präventionskette Neukölln“.268 Sie versteht 
sich als Übersicht für Neuköllner Familien und verzeichnet unter einer gemeinsamen grafischen 
Oberfläche verschiedene Angebote aus den Themenbereichen Jugend, Gesundheit, Sport, Bera-
tung und Bildung. Zu finden sind hier beispielsweise zwei „Vorlesestunden“. Die Helene-Nathan-
Bibliothek und die Stadtteilbibliothek im Gemeinschaftshaus richten ihr Angebot „[...] an Kinder 
zwischen vier bis zwölf Jahren. Einmal in der Woche wird in der Vorlesestunde der Spaß am Le-
sen durch spannende Geschichten vermittelt und die Sprach- und Lesekompetenz gefördert“, 269 
ein „typisches“ Angebot Öffentlicher Bibliotheken also. Für die beiden nicht genannten Bibliothe-
ken im Bezirk, die Stadtteilbibliothek Britz Süd und die Stadtteil- und Schulbibliothek Rudow, 
waren zum Zeitpunkt der durchgeführten Recherche über diesen zentralen Zugang zur „Präventi -
onskette Neukölln“ keine Angebote verzeichnet. Auch sie unterhalten ein Medien- und Servicean-
gebot für Kinder, Jugendliche und Erwachsene, bieten laut ihrer Internetpräsenzen z.B. Lesungen 
für Kindergruppen bzw. Bibliotheksbesuche für Kitas und Schulklassen an.270
Das integrierte Handlungskonzept erschließt sich vor allem mit Hilfe des in digitaler Form bereit-
gestellten Handlungsleitfadens zur Neuköllner Präventionskette. Ein erster Leitfaden (2012) ver-
weist auf die Beteiligung einer „Vielzahl an verschiedenen Trägern, Einrichtungen, Diensten, In-
stitutionen, Angeboten und Fachkräften“, dazu gehören auch „Kultur- und Bildungseinrichtun-
gen“ im Bezirk.271 Gleiches gilt für die zweite Fortschreibung der Neuköllner Präventionskette, 
auch hier sind Öffentliche Bibliotheken als Kooperationspartner genannt.272 Das gemeinsame Ziel 
beider konzeptioneller Ausarbeitungen, - „[...] einen fließenden Übergang in der lückenlosen Ver-
knüpfung von gesundheitlichen, psychosozialen, erziehungsfördernden und bildenden Angeboten 





267 Vgl. httpf://www.gefundef-neuskelln.de/ [21.03.2019].
268 Vgl. http://www.gefundef-neuskelln.de/praeventknfsette/angemkte/ [21.03.2019].
269 http://www.gefundef-neuskelln.de/praeventknfsette/angemkte/   [21.03.2019].
270 Vgl. httpf://www.merlin.de/ftadtmimlikthes-neuskelln/mimlikthesen/ftadtteilmimlikthes-mritz-fued/ und 
httpf://www.merlin.de/ftadtmimlikthes-neuskelln/mimlikthesen/ftadtteilmimlikthes-rudkw/ 
[16.04.2019].
271 Handlungfleitaden zur Neusöllner Präventknfsette (2012), S. 29. Verfügmar unter 
httpf://www.gefundef-neuskelln.de/ [21.03.2019].
272 Zweiter Handlungfleitaden zur Neusöllner Präventknfsette (2015), S. 15. Verfügmar unter 
httpf://www.gefundef-neuskelln.de/ [21.03.2019].
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zu schaffen“273 - soll unter intensiver Einbindung und im Erfahrungsaustausch all dieser lokalen 
Akteure verwirklicht werden. Mit der Konzeption zur Neuköllner Präventionskette wurde an be-
reits Vorhandenes und bewährte Strukturen im Bezirk angeknüpft, „[...] Austauschforen, Netzwer-
ke, Arbeitsgruppen, Runde Tische, die sich in Neukölln bereits etabliert hatten, sollten demnach 
zur Bildung der Präventionskette nicht aufgelöst oder zentral gebündelt werden. Vielmehr war es 
das Ziel, deren Vertreter so weit wie möglich in den Aufbau der Präventionskette einzubinden.“274 
Dies umschließt u.a. die „NetzWerkstatt Kinder, Eltern, Bildung“275, hier wiederum beteiligt sich 
die Stadtbibliothek Neukölln mit dem „Lesemobil“:276 „An wechselnden Orten werden Veranstal-
tungen, Methoden und Projekte angeboten, um Kinder und Eltern in ihrer Sprach-, Bildungs- und 
Erziehungsarbeit zu unterstützen und zu fördern.“277 So konnte die Beteiligung Öffentlicher Bi-
bliotheken auch hier ein Stück weit nachvollzogen werden. 
4.3 Anschlussfähigkeit Öffentlicher Bibliotheken an das Konzept der 
Präventionsketten
Im folgenden Abschnitt gilt es, Schnittstellen zwischen den Öffentlichen Bibliotheken in Deutsch-
land und dem Konzept der Präventionsketten aufzuzeigen. Dazu werden drei besonders anschluss-
fähige Aspekte Öffentlicher Bibliotheken aufgegriffen und Rückbezüge zu den zuvor dargelegten 
konzeptionellen Ausführungen hergestellt. Auf diese Weise lassen sich Entwicklungsperspektiven 
für die Öffentlichen Bibliotheken aufzeigen. 
4.3.1 Institutionelle Rahmenbedingungen und Perspektiven
Die folgenden Ausführungen skizzieren die vor allem rechtlichen Rahmenbedingungen kommu-
nal verantworteter Öffentlicher Bibliotheken in Deutschland. Sie sind mitbestimmend hinsichtlich 
ihrer möglicherweise kontinuierlichen und flächendeckenden Beteiligung beim Auf- und Ausbau 
integrierter kommunaler Strategien der Gesundheitsförderung. Dies verdeutlicht nicht zuletzt die 
Schließung der Bona-Peiser-Bibliothek, sie gehörte ursprünglich zum „Bildungsnetzwerk Südli-
che Friedrichstadt“. 
So gibt es kein einheitliches, bundesweit geltendes Gesetz. Die politische Zuständigkeit für den 
Bereich Kultur - dies umschließt die Öffentlichen Bibliotheken - unterliegt in Deutschland weit -
gehend den einzelnen Bundesländern.278 Dabei gehört die Unterhaltung von Öffentlichen Biblio-
theken zu den freiwilligen Selbstverwaltungsaufgaben der Kommunen. Dies bedeutet, „[...] keine 
273 Handlungfleitaden zur Neusöllner Präventknfsette (2012), S. 29. Verfügmar unter 
httpf://www.gefundef-neuskelln.de/ [21.03.2019].
274 Zweiter Handlungfleitaden zur Neusöllner Präventknfsette (2015), S. 18. Verfügmar unter 
httpf://www.gefundef-neuskelln.de/ [21.03.2019].
275 Vgl. Zweiter Handlungfleitaden zur Neusöllner Präventknfsette (2015), S. 19. Verfügmar unter 
httpf://www.gefundef-neuskelln.de/ [21.03.2019].





Kommune muss eine Bibliothek aufbauen oder unterhalten, kann es aber tun, wenn sie den Auf-
trag ernst nimmt, den die Gemeinden aufgrund der Gemeindeordnungen im Bereich von Bildung 
und Kultur wahrzunehmen haben.“279 SEEFELDT verweist diesbezüglich auf den deutlichen Ein-
fluss der jeweiligen Größe und Finanzkraft.280 So fehlen bislang entsprechende Vorschriften, die 
verbindliche Ausstattungs-, Leistungs- und Finanzierungsstandards formulieren. SEEFELDT betont: 
„[...] ihr Status als „freiwillige Leistung“ der Kommunen behindert Kontinuität und Weiterent-
wicklung.“281
Grundsätzlich gilt, dass sich die Öffentlichen Bibliotheken in Deutschland etwa in Abhängigkeit 
der  jeweiligen Bibliotheksgröße und bezüglich ihrer Rahmenbedingungen (dies umfasst bspw. 
Öffnungszeiten,  Medienbestand,  personelle  und  finanzielle  Ausstattung)282 unterscheiden.  Der 
Weg zur jeweils nächstgelegenen Bibliothek kann unterschiedlich lang sein, das kommunal getra-
gene Bibliotheksnetz wird als vergleichsweise ausgedünnt beschrieben.283 Integrierte kommunale 
Strategien der Gesundheitsförderung möchten die Menschen in ihrem unmittelbaren Lebensum-
feld erreichen, sie knüpfen an bereits bestehende Strukturen und vorhandene Ressourcen im kom-
munalen Raum an. Dies kann im betrachteten Zusammenhang lokal variieren. 
Aus Sicht der bibliothekarischen Verbände und Interessensvertreter sollten Öffentliche Bibliothe-
ken zur Pflichtaufgabe werden. Sie berufen sich dabei insbesondere auf die Empfehlungen der 
Enquete-Kommission des Deutschen Bundestages „Kultur in Deutschland“ (2007) zur Einsetzung 
von Bibliotheksgesetzen auf Länderebene.284 Diese hat mit ihrem Schlussbericht „das umfang-
reichste Kulturpolitische Dokument“ in der Geschichte des Deutschen Bundestages vorgelegt und 
stellt fest: 
„Wichtiger  Bestandteil  einer  Reform des  Bibliothekwesens in  Deutschland  muss  eine  
rechtliche Aufwertung von Bibliotheken sein.  Mehr Verbindlichkeit  und Unterstützung  
könnten Bibliotheken durch eine rechtliche Festschreibung in Form von Bibliotheksgeset-
zen erfahren. Eine solche Regelung legt ein gemeinsames Handeln von Bund, Ländern  
und Kommunen im Sinne eines kooperativen Föderalismus nahe.“285 
Einen  bundesweiten  Einstieg  zum  aktuellen  Entwicklungsstand  bietet  der  Internetauftritt  des 
Deutschen Bibliotheksverbandes (dbv).286 Als erstes Bundesland hat Thüringen im Jahr 2008 ein 
Bibliotheksgesetz erlassen, es folgten Sachsen-Anhalt und Hessen. Gleiches gilt schließlich für  
279 Vgl. SEEFELDT (2018).
280 Vgl. SEEFELDT (2018).
281 Emd.
282 Vgl. die Aufwertungen der Deutfchen Bimlikthesfftatfts (DBS). Verfügmar unter 
httpf://www.mimlikthesfftatfts.de/ [21.05.2019].
283 Vgl. SEEFELDT (2018).
284 Vgl. Deutfcher Bundeftag (2007).
285 Deutfcher Bundeftag (2007), S. 131. 
286 Vgl. DEUTSCHER BIBLIOTHEKSVERBAND E.V.: Bimlikthesfgefetze. 
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Rheinland-Pfalz und Schleswig-Holstein.287 Auch für die bisher nicht  genannten Bundesländer 
Deutschlands sind an dieser Stelle weiterführende Informationen, entsprechende Positionspapiere 
und Stellungnahmen hinterlegt. Gemeinsam ist ihnen, dass keines der bisher verabschiedeten Do-
kumente die Öffentlichen Bibliotheken Deutschlands als eine kommunale Pflichtaufgabe formu-
liert.288 Vielfach wird in diesem Zusammenhang ein Vergleich mit geltenden gesetzlichen Bestim-
mungen und entsprechenden Gestaltungsmöglichkeiten in anderen Ländern gezogen:289 Mit bei-
spielhaften Charakter verweist  SCHLEIHAGEN auf Großbritannien (1850), Dänemark (1920) und 
Finnland (1928), so haben 2/3 aller 27 EU-Länder ein Bibliotheksgesetz.290 Derzeit zeichnet sich 
eine  Entwicklung,  die  Öffentliche  Bibliotheken  als  Pflichtaufgabe  formuliert,  in  Deutschland 
nicht ab.
4.3.2 Zielgruppenanspruch, Zugangswege und Handlungsfelder
Einleitend zu diesem Kapitel wurde folgender Anspruch verdeutlicht: Öffentliche Bibliotheken 
richten sich an alle Mitglieder der Gesellschaft. Dies nähert sich den zielgruppenspezifisch formu-
lierten  Bestrebungen  integrierter  kommunaler  Strategien  der  Gesundheitsförderung.291 Betont 
wird dabei,  „[...]  dass Präventionsketten diejenigen Akteure zusammenführen möchten,  die an 
ähnlichen Themen und für gleiche Zielgruppen arbeiten.“292 Darüber hinaus lässt sich das betrach-
tete Handlungskonzept etwa mit den Schlagworten „flächendeckend, wohnortnah, niedrigschwel-
lig und bedarfsgerecht“ umschreiben, so wie es die Öffentlichen Bibliotheken aus ihrer Fachper-
spektive heraus für sich beanspruchen. 
Schließlich konnte die inhaltliche Nähe zum Konzept der Präventionsketten und damit auch zur 
Bewältigung von gesundheitsbezogenen Herausforderungen bereits exemplarisch aufgezeigt wer-
den. So gilt es nun für diesen Abschnitt, einen kurzen und dennoch prägnanten Einblick in den bi-
bliothekarischen Fachdiskurs zu ermöglichen.
Insbesondere für die Zielgruppe der Kinder- und Jugendlichen konnte mit Hilfe der bezirklichen 
Präventionsketten im Land Berlin  ein Bezug hergestellt  werden.  Präventionsketten orientieren 
sich derzeit verstärkt an den Teilhabechancen, Bedarfen und Bedürfnissen von Kindern und Ju-
gendlichen. Sie bilden zugleich eine wichtige Zielgruppe Öffentlicher Bibliotheken, welche „[...]  
versuchen,  den Bedürfnissen aller  Gruppen der Gemeinde,  unabhängig von Alter,  physischen,  
wirtschaftlichen oder sozialen Bedingungen zu entsprechen [...] haben jedoch eine besondere Ver-
287 Vgl. DEUTSCHER BIBLIOTHEKSVERBAND E.V.: Bimlikthesfgefetze. 
288 Vgl. emd. 
289 Einen theoatfch-länderfpeziffchen Einfteg und einen Blics auf „hervkrragende Bimlikthesffyfteoe 
in anderen Ländern“ mietet der Wemautritt zuo Bimlikthesfpkrtal unter 
httpf://mimlikthesfpkrtal.de/reffkurcen/recht/mimlikthesfrecht-internatknal/ [Amruf 19.04.2019].
290 SCHLEIHAGEN (2009), S.19f.
291 Ergänzend sann angeführt werden: Io Präventknfgefetz wird ein fklcher alle Alterfgruppen 
uofaffender Anfpruch oit den drei ümergekrdneten Zielen „gefund aufwachfen“, „gefund lemen und 
armeiten“ und „gefund io Alter“ aufgenkooen und ftellt wiederuo eine Geoeinfaoseit zuo 
Zielgruppenanfpruch Öfentlicher Bimlikthesen in Deutfchland dar.
292 BzgA (2013), S. 25.
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antwortung für die Bedürfnisse von Kindern und Jugendlichen.“293 So gilt die Nutzung von Öf-
fentlichen Bibliotheken durch Schüler als Qualitätsindikator.294 FÜHLES-UBACH betont weiterfüh-
rend: „Im Idealfall versucht die Bibliothek, durch umfangreichere Kooperationsarbeit mit Kinder-
tagesstätten, Kindergärten und Schulen eine noch größere Abdeckung der Zielgruppe in einem 
möglichst frühen Stadium zu erreichen.“295
Im Zuge des demografischen Wandels wird zunehmend auch von Öffentlichen Bibliotheken die 
älter werdende Gesellschaft in den Blick genommen, gleichzeitig werden „[...] erhöhte Erwartun-
gen an Bibliotheken in Bezug auf die Unterstützung des lebenslangen Lernens und der aktiven 
Teilnahme von Älteren am gesellschaftlichen und kulturellen Leben [...]“296 gestellt.  Ähnliches 
stellt der Bericht zur Gesundheit in Deutschland (2015) fest und verweist auf den Bedarf zur Ge-
staltung von Teilhabemöglichkeiten und  Angeboten im nahen Wohnumfeld. In diesem Zusam-
menhang können sich Bibliotheken perspektivisch „[...] als Orte generationenverbindender Kul-
tur- und Freizeiteinrichtungen profilieren.“297 
Losgelöst von der zuvor skizzierten, eher altersorientierten Angebotsausrichtung bieten Öffentli-
che Bibliotheken auch „[...] zielgruppenspezifische Angebote für Migranten und Menschen mit 
Migrationshintergrund, behinderte Menschen und sozial benachteiligte Gruppen.“298 Damit verfol-
gen sie den Anspruch von Integration und Inklusion. Dies wird unterstützt durch ihren niedrig-
schwelligen Charakter und der angestrebten Barrierefreiheit bezüglich Aufenthalt und Mediennut-
zung.  Jedoch bleiben sie  nach derzeitiger  Einschätzung deutlich hinter  dem formulierten An-
spruch einer Öffentlichen Bibliothek „für alle“ zurück.299 Für bislang nicht explizit erwähnte Al-
ters- und Zielgruppen halten Öffentliche Bibliotheken entsprechende bibliothekstypische Angebo-
te und Services bereit. Auch wenn sie an dieser Stelle keine detaillierte Erwähnung erfahren, so 
komplementieren diese die Angebotsvielfalt Öffentlicher Bibliotheken. In diesem Kontext kann 
auch die aufsuchende Bibliotheksarbeit eingeordnet werden: „[...] mobile Fahrbibliotheken bieten 
sich als ergänzende Lösung an, um Medienvielfalt, Informationsvermittlung und kulturunterstüt-
zende Aktionen zu den Menschen zu bringen.“300 Zudem ist auch eine Einbindung partizipativer 
Elemente in der Bibliotheksarbeit zu verzeichnen, um den Bedürfnissen der Zielgruppen besser zu 
entsprechen.301 
293 IFLA (2001), S. 6.
294 Vgl. FÜHLES-UBACH (2014), S. 36.
295 FÜHLES-UBACH (2014), S. 36.
296 SIMON-RITZ (2014), S. xi. Zuo Theoa Öfentliche Bimlikthesen io Kkntext lemenflangen Lernenf fei auf 
den Beitrag vkn STANG (2018) verwiefen.
297 FÜHLES-UBACH (2014), S. 38.
298 SCHADE/UMLAUF (2016), S. 393. Def Weiteren verweift auch daf Muftermimlikthesfgefetz def 
Deutfchen Bimlikthesfvermandef e.V. auf den intersulturellen Beitrag vkn Öfentlichen Bimlikthesen. 
Vgl. Deutfcher Bimlikthesfvermand e.V.: Bimlikthesfgefetze.
299 Vgl. HARTMANN (2017), S. 235.
300 SEEFELDT (2018).
301 An diefer Stelle sann exeoplarifch auf die Partzipatknfoöglichseiten meio Neumau der ZLB 
verwiefen werden. Vgl. die Aufführungen zuo Bildungfnetzwers Südliche Friedrichftadt.
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Der umfassende Nutzeranspruch spiegelt sich derzeit nicht im Nutzungsverhalten wieder: „Im eu-
ropäischen Vergleich werden Bibliotheken in Deutschland unterdurchschnittlich genutzt.“302 Unter 
Bezugnahme auf die Stiftung Lesen verweisen SCHADE & UMLAUF auf ein konstantes Niveau der 
Nichtnutzung von etwa 70%.303 
4.3.3 Kooperation
Die  vorherigen  Ausführungen  zur  Konzeption  von  Präventionsketten  verweisen  auf  die 
elementare Bedeutung von Vernetzung und Kooperation einer Vielzahl kommunaler Akteure. Die 
nachfolgenden  Ausführungen  schließen  sich  hieran  an.  Sie  verstehen  sich  dabei  als  
exemplarischer  Zugang,  als  eine  Annäherung  an  die  kooperative  Ausrichtung  und  Haltung 
Öffentlicher Bibliotheken. Vorab gilt es festzuhalten: Öffentliche Bibliotheken kooperieren bereits 
mit einer Vielzahl von Partnern, dazu gehören beispielsweise „[…] Kindertagesstätten, Schulen,  
Volkshochschulen und Seniorenheime, aber auch Archive und Stadtmuseen.“304 
Mit  den  politischen Auseinandersetzungen zur  möglichen Verabschiedung  von  Bibliotheksge-
setzen auf Länderebene erfolgt der thematische Einstieg. Die erarbeiteten Positionen und strate-
gischen Papiere, in Teilen auch Gesetzesbeschlüsse, bilden die jeweilige landespolitische Sicht-
weise zum Rollenverständnis und den Handlungsmaximen Öffentlicher Bibliotheken ab.305 Die 
Bedeutung von „Kooperation“  wird  im Bibliotheksgesetz  des  Landes  Sachsen-Anhalt  (BiblG 
LSA) vergleichsweise umfassend formuliert: „Sie  [Bibliotheken] sind Informations-, Kommuni-
kations- und Lernorte und entsprechend ihren Aufgaben wichtige Kooperationspartner für andere 
Einrichtungen in den Bereichen Bildung, Wissenschaft und Kultur.“306 Aus nahezu allen Doku-
menten geht hervor, dass der Zusammenarbeit von Bibliotheken mit anderen Bildungseinrichtun-
gen eine wichtige Bedeutung zukommt, das Zusammenwirken mit Schulen wird darüber hinaus 
betont.307 Öffentliche Bibliotheken „[...] stärken die Lese-, Informations- und Medienkompetenz 
ihrer  Nutzer  durch geeignete  Maßnahmen sowie  durch  die  Zusammenarbeit  mit  Schulen  und 
anderen Bildungseinrichtungen.“ 308 
Damit ist  zugleich ein wichtiger bibliothekarischer, auch kooperativ ausgerichteter Handlungs-
bereich genannt. Die zuständigen Ministerien der einzelnen Bundesländer haben gemeinsam mit 
den jeweiligen Landesverbänden des Deutschen Bibliotheksverbandes entsprechende Rahmenver-
einbarungen über  die  Zusammenarbeit  von Schulen und Bibliotheken getroffen,  sie  existieren 
302 SCHADE/UMLAUF (2016), S. 394.
303 Vgl. emd.
304 http://www.ftaedtetag.de/ioperia/od/ckntent/dft/verkefentlichungen/oat/leitlinienEkefentlicheE  
mimlikthesenEoaiE2016.pdf, S. 11 [Amruf 18.04.2019].
305 Der Wemautritt def Deutfchen Bimlikthesfvermandef e.V. mietet einen zentralen Zugrif auf 
weiterführende Infkroatknen für alle Bundefländer in Deutfchland. Vgl. DEUTSCHER BIBLIOTHEKSVERBAND 
E.V.: Bimlikthesfgefetze.
306 BimlG LSA, § 1 (1).
307 Bfpw. ThürBimG (2008), § 3.
308 Emd.
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derzeit nahezu deutschlandweit.309 Zusätzlich sind in einigen Bundesländern die Kindertagesstät-
ten mit  in  bestehende Rahmenvereinbarungen aufgenommen.310 So sollen flächendeckend alle 
Kinder und Jugendliche erreicht werden. Gleichzeitig sind Kindertagesstätten und Schulen zwei  
aus gesundheitswissenschaftlicher wie praktischer Sicht bedeutsame „Lebenswelten“ im kommu-
nalen  Raum.311 DAHM skizziert  bezüglich  der  Kooperationspraxis  zwischen  Bibliotheken  und 
Schulen  eine  Angebotsvielfalt,  die  wiederum  abhängig  ist  von  leistungsfähigen  kommunalen 
Öffentlichen Bibliotheken.312 Ein vielfältiges Angebot gibt es entsprechend auch für Kita-Grup-
pen, es gilt dabei wieder in Abhängigkeit der jeweiligen kommunalen Voraussetzungen.
Der nun folgende Teil versteht sich ebenfalls als ein exemplarischer Ausschnitt  zum Themen-
gebiet bibliothekarischer Kooperationen. Vor dem Hintergrund der skizzierten Rahmenbedingun-
gen Öffentlicher Bibliotheken gewinnen zusätzliche Fördermittel an Bedeutung. Im Fokus der  
nachfolgend skizzierten Förderungen stehen insbesondere kooperative Vorhaben. Das Programm 
„hochdrei - Stadtbibliotheken verändern“ (2018-2022) der Kulturstiftung des Bundes zählt derzeit  
mit dazu.313 Dahinter steht das Ziel, „[…] die Stadtbibliotheken in ihrer Rolle als kooperations-
freudige und teilhabeorientierte Kulturorte [zu] stärken.“314 Die Stiftung führt weiter aus, dass es 
vielfach  nicht  an  Ideen  und  Anknüpfungspunkten  mangelt,  sondern  vielmehr  im  Fehlen  ent-
sprechender  Rahmenbedingungen.  So  ergibt  bspw.  eine  Befragung  des  Deutsches  Biblio-
theksverbandes zur Finanzlage von Öffentlichen Bibliotheken im Jahr 2018, dass ein Teil dieser  
befragten Institutionen (11,7%) „sich mit dem vorhandenen Budget nicht an Kooperationen und 
Projekten beteiligen (können)“.315 
Die  Umsetzung  kooperativer,  hier  „kreativer  Veranstaltungsformate“  umschließt  im  Förder-
verständnis des vorliegenden Programms eine Vielzahl an Akteuren, Institutionen, Initiativen und 
Einrichtungen des öffentlichen Lebens.316 Alle sieben geförderten Projekte der ersten Antrags-




311 Vgl. die Aufführungen io Amfchnitt 2.3.




315 httpf://www.mimlikthesfvermand.de/fleadoin/uferEuplkad/DBV/pumlisatknen/GefaotaufwertungE  
CC3C96BEdmv-FinanzuofrageE2018Efnal.pdf, S.8 [19.04.2019].
316 Vgl. httpf://www.sulturfttung-def-
mundef.de/de/prkjeste/nachhaltgseitEundEzusunt/detail/hkchdrei.htol (Fördergrundfätze, S. 3 ) 
[21.05.2019].
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runde haben dem kooperativen Ansatz gemein, dass sie dabei „[…] soziale, kulturelle und digitale 
Teilhabe gemeinwohlorientiert und generationenübergreifend“317 stärken.318 
Als  ein  weiteres  Beispiel  für  eine  angestrebte  Intensivierung  der  Kooperationsbeziehungen 
Öffentlicher Bibliotheken kann das Förderprogramm „Bibliotheken im Stadtteil  II  – BIST II“ 
(2014 - 2020) herangezogen werden.319 Dafür wurden Mittel des Europäischen Fonds für regiona-
le Entwicklung (EFRE) bereitgestellt. Das Programm zielt auf eine „[…] Förderung von Vorha-
ben die zur integrierten Entwicklung von ausgewiesenen Berliner Quartieren beitragen - insbe-
sondere durch den Abbau von Bildungsdefiziten.“320 Unterstützt wird neben weiteren Förderbe-
reichen insbesondere die „[…] Intensivierung der Kooperationsbeziehungen und Entwicklung von 
Gemeinschaftsangeboten mit Akteuren der Quartiersentwicklung, vor allem in den örtlichen Netz-
werken für Integration und Bildung.“321 Für beide Förderzeiträume (BIST I/ BIST II) ist jeweils 
eine  bewilligte  Vorhaben-  und  Projektliste  veröffentlicht  und  bietet  einen  Einblick  in  biblio-
thekarische  Angebote,  die  im  Sinne  des  Förderverständnisses  „zu  einer  nachhaltigen  Stabili-
sierung von Stadtteilen bei(zu)tragen“322. Sie umfassen die Bereiche Sprach- und Leseförderung, 
verschiedene Angebote der Integrationsarbeit bzw. heben die Bedeutung der Bibliothek als Lern-
ort hervor.323 Zentral  ist  die Betonung kooperativer und integrierter,  also ressort- und akteurs-
übergreifender Handlungskonzepte. Die beteiligten Bibliotheken haben dies im Sinne der Pro-
grammatik umgesetzt  und nähern sich damit  dem konzeptionellen Grundgedanken integrierter 
kommunaler Strategien der Gesundheitsförderung.
Abschließend ist  festzuhalten,  dass kooperative Angebote und Strukturen,  dies betrifft  explizit  
auch eine Kooperation Öffentlicher Bibliotheken untereinander, nicht nur ein wichtiges fachwis-
senschaftliches Thema darstellen, sondern vielfach praktiziert werden. Die IFLA führt hierzu an: 
317 httpf://www.sulturfttung-def-  
mundef.de/de/prkjeste/nachhaltgseitEundEzusunt/detail/hkchdrei.htol (Fördergrundfätze, S. 1 ) 
[21.05.2019].
318 Breoerhafen erprkmt meifpielfweife, „wie die Bimlikthes auch außerhalm vkn Servicezeiten alf kfener 
Ort erfahrmar geoacht werden sann. Zudeo oöchte daf Prkjest oittelf partzipatver Anfätze gezielt 
Menfchen und Gruppen in die Bimlikthes einladen, die diefe miflang nkch nicht alf „Dritten Ort“ 
nutzen.“ Vgl. (…) Auch die Stadt Warendkrf oöchte „geoeinfao oit der Bevölserung räuolich-skn-
zeptknelle Mkdelle entwicseln […].“ Vgl. (…) Vkr deo Hintergrund einef uofaffenden Stadtent-
wicslungfprkzeffef fkll ein Bürgerhauf errichtet werden, „in deo die Stadtmimlikthes alf Kulturkrt 
fkwie Trefpunst und Fkruo der Stadtgefellfchat eine zentrale Rklle fpielen fkll.“ 
httpf://www.sulturfttung-def-











„Eine  erfolgreiche  Öffentliche  Bibliothek  ist  eine  dynamische  Einrichtung,  die  mit  
anderen  Institutionen  und  Einzelpersonen  zusammenarbeitet,  um  verschiedene  
Bibliotheks-  und  Informationsdienste  anzubieten,  die  die  unterschiedlichen  und  
wechselnden Bedürfnisse der Gemeinde decken.“324 
HARTMANN nimmt  dabei  explizit  Bezug auf  sozialräumliche  Einrichtungen als  Kooperations-
partner,  „[…] will  man alle Bevölkerungsgruppen ansprechen.“325 Dies erscheint im Sinne der 
dargelegten gesundheitswissenschaftlich verfolgten Ziele durchaus anschlussfähig. 
324 IFLA (2001), S. 63.
325 HARTMANN (2017), S. 240.
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5 Fazit und Ausblick
Öffentliche Bibliotheken in Deutschland sind Einrichtungen der kommunalen Infrastruktur, jenem 
Bereich,  der  aus  gesundheitswissenschaftlicher  und  -politischer  Perspektive  an  Bedeutungs-
zuwachs gewinnt. Die  „Lebenswelt Kommune“ birgt im Zusammenhang mit einem erweiterten 
Gesundheitsverständnis  großes  Potenzial  für  präventive  und  gesundheitsförderliche  Interven-
tionen. Das Ziel dieser Arbeit war es, Öffentliche Bibliotheken in Deutschland in diesen Rahmen 
einzuordnen und zu klären, inwiefern ihre inhaltlichen Angebote und räumlichen Strukturen an-
schlussfähig für das Konzept integrierter kommunaler Strategien der Gesundheitsförderung sind. 
Anhand einer exemplarischen Verortung konnte die praktische Relevanz Öffentlicher Bibliothe-
ken aufgezeigt werden. Darauf gestützt wurde eine konzeptionelle Übertragung auf Öffentliche 
Bibliotheken  im  Allgemeinen  angestrebt  und  umgesetzt.  In  einer  Gegenüberstellung  wurden 
schließlich Berührungspunkte zwischen dem beruflichen Selbstverständnis Öffentlicher Biblio-
theken in Deutschland und dem Konzept der Präventionsketten erarbeitet. 
Ausgehend von ihrer Rolle als ein kommunaler Akteur finden sich vor allem Gemeinsamkeiten 
im Zielgruppenanspruch:  Sowohl  Öffentliche  Bibliotheken  als  auch  Präventionsketten  richten 
sich an alle Menschen innerhalb der Kommunen. Letztere streben eine Verbesserung von Gesund-
heitssituation und Gesundheitschancen an, ohne dabei den Fokus auf medizinische Interventionen 
zu legen. So sind  bspw. Bildung und Bildungschancen als Determinanten von Gesundheit in der  
Konzeption von Präventionsketten von Relevanz und zugleich ein wesentlicher Anknüpfungs-
punkt zu den Öffentlichen Bibliotheken. Zudem sind wohnortnahe, niedrigschwellige Teilhabe-
strukturen, wie sie Präventionsketten anstreben, im Selbstverständnis Öffentlicher Bibliotheken 
abgebildet.  Schließlich setzen sich integrierte kommunale Strategien der Gesundheitsförderung 
verstärkt für die Interessen sozial benachteiligter Menschen ein und auch Öffentliche Bibliothe-
ken formulieren diesen Anspruch. Es bietet sich an, Synergieeffekte zu erzeugen und zu nutzen.
Des Weiteren bietet der Aspekt der Kooperation ein verbindendes Element: Öffentliche Bibliothe-
ken zeigen bereits häufig einen kooperativen Charakter, den Präventionsketten als elementar vor-
aussetzen  bzw.  anstreben.  Zudem  kommunizieren  letztgenannte  ein  deutliches  Interesse  am 
gleichberechtigten Austausch und der stetigen Zusammenarbeit. Sie stellen damit Anknüpfung-
potenzial in Aussicht. Auch finanziell förderliche Impulse konnten sowohl durch das Präventions-
gesetz als auch die exemplarisch aufgeführten Fördermöglichkeiten im Bereich Öffentlicher Bi-
bliotheken aufgezeigt werden.
Präventionsketten orientieren sich an bereits Vorhandenem. Hier bieten sich grundsätzlich zahlrei -
che Möglichkeiten für die Integration Öffentlicher Bibliotheken:  über ihr Angebotsspektrum ge-
sundheitsrelevanter Medien hinaus können sie als ein nicht kommerzieller, öffentlicher Raum und 
mittels ihrer vielfältigen Handlungsfelder in das integrierte kommunale Konzept Eingang finden. 
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Öffentliche Bibliotheken können als Kooperationspartner somit vielfältige Ressourcen bieten. Zu 
bedenken sei dabei jedoch ihr freiwilliger Charakter, so bestehen Unterschiede bezüglich Ausstat-
tung, Leistung und finanziell abhängiger Kooperationsmöglichkeiten.  Unter dem Gesichtspunkt 
der Verstetigung, der langfristigen Ausrichtung von Präventionsketten, muss dies beachtet wer-
den.
Im Ergebnis konnte gezeigt werden, dass Öffentliche Bibliotheken in Deutschland im Rahmen in-
tegrierter kommunaler Strategien der Gesundheitsförderung flächendeckend mitgedacht werden 
sollten. Die Einbindung Öffentlicher Bibliotheken stellt vielversprechende Chancen für eine ange-
strebte kommunale Gesamtstrategie zur Verbesserung von Gesundheit und Gesundheitschancen in 
Aussicht. Es konnten aber auch fehlende Rahmenbedingungen für eine kontinuierliche und flä-
chendeckende Einbindung Öffentlicher Bibliotheken in das integrierte Handlungskonzept aufge-
zeigt werden. Ein Blick auf andere Länder zeigt, dass Öffentliche Bibliotheken innerhalb der ge-
sellschaftlichen Strukturen verbindlich sehr verankert sind. Schließlich gilt es das bereits vorhan-
dene Potenzial zu nutzen und die Rolle der Öffentlichen Bibliotheken in Deutschland im Zusam-
menhang mit einer angestrebten Stärkung von Gesundheitsförderung und Prävention neu zu be-
werten. Hierfür ist es notwendig, das Thema auch in der Forschung stärker zu betrachten.
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